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Um sich greift der Mensch; nicht darf man ihn der
eignen Mäßigung vertraun. Ihn hält in Schranken nur
das deutliche Gesetz, uud der Gebräuche tief getretne
Spur-

Schiller.
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Vorwor t.

-^^er den Ansichten dieser Blätter beifällig,

dem sind sie aus der Seele geschrieben. Wessen

Beruf es ist, ihre Gegenstände für die That

näher zu betrachten, messe nicht blos mit seiner

Einsicht, sondern wäge auch mit vollem Bewußt«

seyn reinen Willens. '

Der Commentar zu diesen Resultaten deS

Nachdenkens und der Erfahrung wäre zu breit,

um den Kürze verlangenden Zeitgenossen mitge¬

theilt zu werden.



Auch fordert die Eile dieser Zeit, sie am

Fittig zu fassen. Können diese Ansichten beitra»

gen zur Befriedigung in den Gemüthern des

Vaterlandes, so sey Gott, dem Geber alles Wis¬

sens, ehrfurchtsvoll dafür gedankt.

Gorkau, am Neujahrs - Tage 1821.
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Erster Abschnitt.

Allgemeiner.

Paulus schrieb: Za! lieber Mensch, wer bist du den»,
Laß du mir Gott rechten willst? Spricht auch ein Werk
zn seinem Meister, warum machst du mich also ?

2 .

Aber die Philosophen rechten mit dem Welt - Ordner
und wollen die Staaten: diese naturhistorischen Offenba¬

rungen der Weltvrdnung, bilden nach ihrer Weisheit, und
jeder jüngste Baumeister will der Weiseste seyn. z. B.
Steffens über Fichte.

3 .

Die Wissenschaft hat zwar keine absolute Gränze, so
lange die Menschheit noch Zeiten zu erleben hat. Relativ
ist aber ihre Gränze mit jeder Zeit bestimmt, daher jede
Wissenschaft eine geschichtliche, auch die Philosophie, und
insbesondere die Staatöwissenschaft.

i
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Wenn die Alten den Himmel zu erstürme» fabelte»,
auf dem Atlas und durch den Thurmbau zu Babel, so bauten
sie doch auf feste, breite Basis. Die neuern Himmelsstür-
wer aber sehen sich auf Jakobs Leiter» oder wohl gar an
Strickleitern in Münchhausens Manier mit dem Himmel
en rapzrnrt und wollen uns Erdbewohnern(Zleloae ackscrip-
ris) mit kathcgvrischen Imperativen dann überzeuge», daß
ihre Weisheit himmlisch-rein-göttlich sey.

L- ' "

Wenn die Philosophen auf Anschauungvon Größen,
die unbekannt nicht mit unbekanntenGrößen zu messen sind,
Systeme bauen, so circkeln sie, willkührlich einen Punkt
ihrer Anschauung sehend, als Anfang und Endpunkt ihres
Systemes, gleichwie die Alten sinnbildlich die Ewigkeit
durch den Cirkel darstellen wollten. So erscheinen aller-
d-ingö die philosophischen Systeme gerundet, oder gesetzlos,
sen. Aber wahr sind sie deshalb noch nicht, und eben so
wenig sonnenklar.

6 .

Doch sprachverwirrcndsind die Meister in der Philo¬
sophie, wie schon Herder gründlich rügte, und die Lai¬
en müssen es dankbar als eine Fügung der moralischen
Welr-Ordnung anerkennen, daß in der Republik dieser
Meister die Anarchie herrschend war und ist; , und daß also
die Regenten nicht auf ihre Systeme sich zu stützen motir
virt sind. ')

, In neuester Zeit bewiesen mit und gegen P.
Steffens, der in seinen Earrikacuren beweisen
will, daß vor ihm das Wesen oder die wahre
Idee der bürgerlichen Freiheit noch nicht er-



Es giebt keine wahre Theorie in der StaatS -Wissen¬

schaft, die nicht von einer bekannten Hröße, von einem

wirklich existirenden Staate ausgeht.

6 -

Es giebt überhaupt keine reine Theorie, kein reines

Wissen für den Menschen, nur Erfahrungen sinnlicher Aeus¬

serungen und Wahrnehmungen. Das wahre ist nur real

wahrnehmbar. Was Theorie genannt wird, ist vonPra-

xis, nur im Maaß der sinnlichen Wahrnehmung verschie¬

den, nicht an sich oder wie es von den Philosophen ge-

nennt wird. So haben wir nicht nöthig, mit Steffens

den Streit über Theorie und Praxis modern und trostlos

zu nenne».

9 -

Alle Abstraktion basirt sich nur auf Erfahrung, ist selbst

eine Erfahrung. Wir wissen nur aus der Erfahrung, daß

wir eine Vernunft haben, und daß diese Vernunft Schlüs¬

se macht. ES ist daher auch gleichgeltend, ob man die Er¬

fahrung in höchster Potenz: Abstraktion, Ncstection, An¬

schauung, Razionalität u. s. w. nennt. Doch schaden wird

es zum Einverständniß nicht; wenn man nicht mehr von

einer theoretischen und praktischen Scaarswissenschaft clis-

junctlvo spricht, sondern nur von einer razionellen»'

kannt worden sey, woraus wenigstens so viel zu

folgern märe, daß bisher noch unzeitige und nicht

genügend gemessene Forderungen bürgerlicher Frei¬

heit gemacht wurde».
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Ein eigentlich Ueberfinnliches können wir nicht erken¬
nen oder wissen. Zn dem sogenannt Uebersinn lieh en,
selbst tiefsinnigen ist immer noch sinnliches. Alles
au 6 dem Innern des Menschen erscheinende, dargestellte,
offenbarte ist ohne Aeusernng der Sinne nicht emanent
oder existent, indem auch letzteres Wort das Aeusere be¬
zeichnet.

ii.

Zn keiner Wissenschaft ist es so wichtig, wie in der
Staarswissenschaft: die Sprachsinn Verwirrung zu verniet
den, und, wo sie statt findet, die Sprache davon zu reini¬
gen. Vorzüglich gilt dies von allen den Worten, welche
auf den Sinn bürgerlicher Freiheit Dezug haben; daher
aber auch jede durch Anschauung unbekannter Größen ab,
strahirte Zdce der Staarswissenschaft als trüglich anzusehen,
und ihre Darsteller als selbst - getäuscht tauschend, bis die
Erfahrung von selbst ihre Anschauungen, ohne alles Zu¬
thun dieser, als wahr bestätiget oder bewährt.

12 .

Kein Wort in der StaatSwissenschaft hat so mächti¬
gen Einfluß gehabt, als das unsrer Sprache eigentlich frem,
dcWort: Constitution. Nur zu schreckbar und blutig hat
es seine Laufbahn bezeichnet. Es verpönte sich deßhalb
mehr zur Auetilgung aus unsrer Sprache, als irgend ein
von den Deutschthümlern verurtheiltes fremdes Wort. Ob-
wol jenes Wort ursprünglich ein römisches, und Cicero
oft und vielfach cls conltitntis redet, spricht er doch nir¬
gends von einer ktatns coirlrirntio, aber wohl von cloo cüs
ltstnenclis und leZibus Lonltitntls. So versteht man



auch z. D. unter guter Leibes-Eonstitution oder Beschaf¬
fenheit nicht ein erst zu beschaffendes. Eigentlich lassen
sich also Ctaatö-Constirncionen ebensowenig entwerfen,
als StaatS-Begebenheiten. Eher wäre noch von zu rceon-

srituirenden Konstitutionen zu sprechen, als von Constitu-
lions-Entwürfen.

IZ.

Uebersetzt man das ominöse Wort mit Verfassung,
so kann wiederum nicht von Verfassungö-Entwürfen, oder
von zu verfassenden, sondern nur vom schon verfaßten
unter diesem Wort die Rede seyn. Leider ist schon man¬
ches ^Crküctnna, oder verfaßte durch sogenannte Versass
jungen aus aller Fassung versetzt, und in ein impsisseotuau
verwandelt worden. *)

*) Steffens sagt: „Bedenken wir, wie daS Streben
nach einer freien Verfassung immer stärker
und lauter die Freiheit fordernd hervortritt, wie
furchtbar denn, daß man sich gestehen muß: es
sey noch nicht genügend beantwortet, was denn
diese Freiheit sey, nach welcher jeder verlangt?
Also kann man «vohl Bücher verfassen, aber nicht
Staaten i

14.

Das Wort: Volks-Vertretung erinnert den Ver¬
fasser dieses immer unwillkührlich an Vo l k S-Z ertretung
eines Robcspierre. Und kann man wohl sagen: eine ver¬
tretene oder verfaßte Monarchie? oder gar: Reichs - Ver^
fasser, oder Reichs-Vertreter? Da diese Ausdrücke selbst
im stärksten Constitutions-Fieber -Paroxismus nicht gebräuch¬
lich geworden, so fehlt es den Deutschen glücklicher Weise
an einem faßlichen deutschen Wort zur Usbersetzung von



6

konstitutioneller Monarchie, womit Steffens es gegen Preus-
scns glorreiches Jahrhundert entschuldigen mag, wenn er
(G. 2 . 6.) sagt: daß ein jeder nicht constitutioneller Staat
nur ein interimistischer sey.

Spricht man dagegen von einer Monarchie mit Volks-
Repräsentation und nicht von einer repräsenrirten Mo¬
narchie, welcher Auedruk einen ganz ander» Sinn hak, so
übersetzt sich jenes Wort ganz sprachsinnlich mit Volks-
Verg egenwärtigu ng, nämlich seiner Einsichten und
Willens, Meinungen vor dem Throne.

» 6 .

Ist aber rein - deutsch statt diesen Worten von: Reichs¬
ständen die Rede, so ist in unserer Sprache alles klar
und verständlich. Sofort stehen dann die Stände auf ih-
rcm Standpunkte, selb st stä nd ig und standhaft, stan-
deemäßig und anständig und beständig ohne Miß¬
verständniß vor uns. Und das Wort Staat (ltatns:
Zustand) sieht durch Stände wieder fester.

- 7 -

Frägt man naher: was sind Reichestände? so zeigt es
sich, daß sie nicht ohne eine Mehrheit von Ständen im
Volk gedacht werden können, dagegen diese ohne Reichs-
standschast existiren können und geschichtlich wirklich existie¬
re», da man z, B. vom Bürger, und Bauern - Stand
spricht auch in Ländern, wo keine Reichs - oder Land,Stän¬
de vor den Thron berufen werden; wogegen wiederum im
alten Germanien, ehe noch Städte existieren, bei Rcichs-
oder Landes - Versammlungen kein Dürgerstand existiren
konnte. Hieraus folgt nun deutlich, daß Reichs-Stände



sich nichr willkürlich nach philosophisch-» Begriffen bilden

lassen, so wrnig als di- Staate» selbst, sonder» mir narur-

historisch, »»d daß also die Stände nicht künstliche, son¬

dern natürliche Elemente der Staaten sind. Es ist daher

nm so wichtiger: den Begriff von Sränden genau praktisch

ins Auge zu fassen. Weder Haller, noch Aneillon

nud Steffens dürften dies genügend gethan haben.

ist.

Haller d-duzirt (B. Z. Z2/>, B. Z. 505.) das Recht

der Landstandschast nur aus dem unmittelbaren Verhält¬

niß sclbstständigcr Unterthans, zum Fürsten, obwol er auch

sagt: „daß Landstände nicht willkührlich geschaffen worden,

noch geschaffen werden könnten, sondern nur durch natür¬

liche Verhältnisse gegeben sind; Haller schließt also hier¬

durch das Verhältniß der Stände unter sich aus, indem,

wie gedacht, diese ohne Landstandschaft vor dem Fürsten

gedacht und genannt werden können, obwol den Ständen

nicht genügend ihr Tausnahmenrecht wiedersubr, wenn man

z. B. sie sonst in den Nähr - Wehr-und Lehrstand theilte,

oder wie Steffens neuerdings in seiner guten Sache

(52. ZZ.) nur von Bauer-Bürger und Adel - Stand

spricht, obwol er ohnstreitig richtig sagt: „daß Stände die

stehenden, organischen Formen des Staates sind und sich,

jeder aus seiner Natur heraus, sclbstständig immer von

neuem wieder erzeugen kann." Diese Definition von

Ständen, der von Haller gegenüber schließt aber das Ver¬

hältniß der Stände — als Rcichsstände — zum Fürsten,

noch nicht in sich, und noch weniger darum, weil Steffens

hinzusetzt, in so fern sie unveränderlich sind." Den» wä¬

ren die Stände nicht naturhistorisch veränderlich, so hätte

in Germanien kein Bürgerstand entstehen könnend

Aneillon sagt zwar praktischer in seiner Staatswis-

Irnschaft S. 9g. 96. wie man unter dem Wort: „Stände

,,dic verschiedene Klassen der Gesellschaft andeuten wolle.
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„in welche die täglichen Beschäftigungen der StaatSbür-
„gcr dieselben theilen, und wodurch sie, mit Eigenthum
„verbunden, wie Theile eines Ganzen dastehen und selbst
„an und für sich kleinere Ganze bilden; und daß die
„Stände mit der Gesellschaft dermaßen verwachsen und in
„derselben eingewurzelt wären, daß man die Gesellschaft oh-
„ne die Stande nicht denken könne." Aber hieraus folgt
wiederum noch nicht: daß man die Gesellschaft im Staate
nicht ohne eine Neichsstandschaft der einzelnen Stande den¬
ken könne. Wir müssen demnach das Wesen der Neichsstän-
de in seinen Elementen noch näher prüfen, da wir künf¬
tig Rcichsstände haben sollen, oder vielmehr die Elemen¬
te des Staates selbst betrachten.

> 9 -

Also müssen wir zufördcrst zurück zu den Grund-
massen oder Ganztheilen der menschlichen Gesellschaft-
Denn der Staatskörper besteht auch aus gleichartigen, in-
tegrirenden Theilen. Die Völker sind auch Aggregate:
Horden, Heerden mit Hirten, Hausen similer Mensehenkör-
pcr. Auch hier läßt sich ein äußeres, eine äußere Verbin¬
dung nicht ausschließen (wie Steffens hierbei thut §. i.
S. ZZZ.) D ese inrcgrirenden Theile der Staatskörper
sind jedoch von den integrirenden Theilen blos physischer
Körper dadurch verschieden, daß sich der Staatskörper zwar
wohl in einzelne Menschen oder in seine integrirenden
Theile theilen läßt, dagegen diese nicht wie die integriren¬
den Theile der blos physischen Körper analytisch sich in ih¬
re sogenannte eonstitutiven Theile oder Elemente auflösen
lassen, um etwa aus ihnen den so zerstückten Staarskörper
Wieder syntetisch zusammen zu setzen. Eher möchte man
glauben, daß jeder blos eonüituirende Volks, Prozeß im¬
mer ein auflösender seyn müsse!

»Ei- ^
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Aggregate (also auch Völker) können ohne gegensciti-
tige Zerstörung neben einander bestehen. Dissolvirte in
Bewegung gesetzte — in der Sprache der Naturlehre so¬
genannte — constitutive Elemente aber nicht; sondern die¬
se wirken zerstörend in auflösender Thätigkeit fort, bis sie
sich wieder durch ein synterischcö Prinzip zu einem Gau,
zen aggregiren. Gleiches gilt auch von den Prinzipien
oder Elementen des Staates, wie auch Steffens (2. 54,5)
in praktischer Richtung durch sein Urtheil über die Auflö¬
sung der Zünfte anerkennt, indem er hier von Prinzipien
spricht, welche eine geschichtliche Bedeutung haben.

So konnten zwar der Pariser National - Convcnt und
Napoleon durch ihre Staats- und Universal - Monarchie
Konstitutions-Experimente Berge von menschlichen Leichen
aggregiren, aber ihren widernatürlichen Staats - Gebilden
kein dauerndes Leben geben.

Nach allen praktischen Richtungen hat Haller dieß mit
unsterblichem Verdienst um die Menschheit erwiesen, und
darum ist es nicht genügend blos zu sagen, wie auch An-
rillon thut, (C. -6.) daß Hallcr die eben so falschen als
verderblichen Lehren eines ursprünglichen gesellschaftlichen
Vertrages und der Volks - Souverainicät zerstäubte, oder wie
Steffens(2.S- 220.) „daß Hallcr, wo er gegen die französische
Revolution polemisier, unläugbar siegreich sey; sondern man muß
uüt Haller folgerecht und unbedingt laut und auf das be.
stimmtcsie anerkennen, daß alle ConsiirutionS-Wünsche, For¬
derungen und Versuche im Göiste und mit Aorten jener
durch Haller ver.irtheilten Lehren, revolutionair und ver¬
derblich sind und bleiben werden, und daß genauer — als
in Carrikatur-Zeichnungen— zu erwägen ist, wie in je¬
der Richtung der auflösenden Thätigkeit des Pseudo-Zrei-

W

S.-M
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heits-Prinzips Schranken zu scheu sind, wenn auch Hal,

lern die Erforschung der Heilmittel nicht vollkommen ge¬

lungen ist, und blos menschlicher Weisheit nicht gelingen

kann und wird. *) s

*) Man vergleiche hiermit unter a.ndern folgende
Aeußerungen von Steffens (C. 2. S. 547.) „Ein
jeder sey Souverain;" oder S. Zog. „die Re¬
gierung dem Volke gegen über Souverain zu nen¬
nen" heißt sie in Knechtschaft stürzen," der deut¬
schen Bundes-Akte gegenüber! oder (S. 621.)
wo er Kancs Sentenz für Recht preiset, wo¬
nach der, welcher auf dem öffentlichenMarkt,
ohne irgend eine heimliche Verbindung treten
darf, Empörung predigend, und Recht behält,
auch ursprünglich Recht habe" wäre er auch et¬
wa ein vereidigter Diener des Fürsten? obwohl
man jener hohlen Phrase zum Beweis ihrerNich- ^
tigkeit nur die entgegen sehen darf: wenn einer
Unsinn predigt, und er behält Recht, so hat er
Recht.

LI.

Worinn bestehen nun aber die primitiven ungleichar¬
tigen Prinzipien oder Elemente des Staates, da die Men¬
schen-Körper nur für gleichartige Theile des Staatö-Kör-
pers anzusehen sind? —> Gleichwie im Menschen: Körper
und Geist gedacht werden, sollte man auch wohl mit glei'
eher Bedeutung im Staatö- Körper den StaatS - Geist
(ssprit ein corxs) sich denken, wie analog in dem Welt- ^
Körper die Welt-Seele oder der Welcgeist gedacht wird.
So gedacht erscheint uns der St aatS-Geist als die Co-
ha'esions - Kraft des Staates. So wenig aber die
Cohaesionskrafc oder die Schwere in der Selbstthac erscheinen
sondern diese nur durch ihre Gesetze sich offenbaret in der
That ihrer Organe oder der Körper-Bewegung; so erscheint



auch der Staatsgeist nur durch Gesetze, äußerlich
wahrnehmbar in der Bewegung oder That der Staats -
Bürger. Der Staatsgeist muß das ungleichartige der
staatsbürgerlichen Thätigkeiten zusammenhalten, gleich wie
der Geist im menschlichen Körper dessen ungleichartige fest¬
lind fiüßige Theile in einem also eigentlich heterogenen
Ganzen bis zu seiner Einweichung aus dem Körper zu-
sammenhält, bewegt und belebt. So giebt der StaatSgsist
dem Staate seine Eonsistenz, oder seine Gewalt.

22 .

Hiernach waren nun die wahrnehmbaren Aeuse-
rungen der staatsbürgerlichen Thätigkeiten die
primitiven ungleichartigen Elemente des Staates, aber nicht
die inneren Thätigkeiten des Menschen oder die Geistes¬
kräfte der Menschen selbst, indem diese dem Staate so we*
lüg an sich oder in den Menschen durch ihre innere Selbst
that wahrnehmbar als die Schwerkraft, sondern nur wie
diese sich offenbaren in der That-Aeußerung ihrer Organe,
nämlich der Sinne der Staatsbürger.

ez.

Nach Kants scharfsinniger Definition ist ein Gan¬
zes: der Inbegriff vieler Dinge, die zu Einem nach Ge¬
sehen zusammenstimmen, oder zu Einem, welches die Ver¬
knüpfung des Mannigfaltigen einer allgemeinen Bedingung
unterwirft. Der Staat als ein Ganzes wäre also ein Znn-
begriff vieler Aeußerungen der Thätigkeiten seiner Bewoh¬
ner, die zu Einem nach Gesehen zusammenstimmen, oder
zu Einem, welches die Verknüpfung des Mannigfaltigen
einer allgemeinen Bedingung unterwirft. Gedachte Thä-
tigkeitS-Aeußerungen sind die gleichsam fluiden Agenzien,
welche im Staat sich zu einem homogenen Ganzen nach Ge¬
setzen vereinigen, während die Menschenkörper selbst im



Gemenge als Massen stehen bleiben. Der Staat kann al,
so nicht nach Köpfen oder Körpern hsmogciiisirt werden,
sondern nur durch jene geistige Elemente der Staatsbürger,
und da die Aenserungen der Thätigkeiten der Individuen
im Staate nach §.2-. 22. die Elemente des Staatc-s sind,
nnd jede That mit Willens < Aeufernng identisch ist, und
auch kein Vertrag ohne Willens, Erklärung gedacht werden
kann, sind auch die Willens- Aenserungen der Staatsbür¬
ger vom höchsten bis zum geringsten die eigentlichen Ele,
meine des StaatSgeisteü oder Staates, und zugleich in Ge¬
stalt von Vertragen die Gesetze des Staates durch ihre
Verbindlichkeit oder durch ihre Verbindung und Ueber¬
einstimmung mit der Macht der Natur oder der Macht
freier Willens-Wahl.

24.

„Alle Menschen geben Gesetze; sagt Halter, so weit
ihre Macht und ihr Recht reicht." Man muß hinzusehen:
jeder Mensch giebt zunächst sich selbst Gesetze, hat in sich
eine gesetzgebende und vollziehende Gewalt, die sich ver"
tragen müssen, soll das Individuum nicht im Dualis,

mus untergehen, sondern in Einheit seines Ich's bestehen,
wenn wir auch nicht mit Steffens (2. S. 704.) im Men¬
schen eine Dreifaltigkeit, nämlich: Körper und Seele im
Geist vereint annehmen wollen.

2Z.

Alle menschlichen Gesetze sind Verträge im weiteren
Sinne. Was nicht durch Vertrag oder Gesetzgebung dem

InLividuo verboten, ist exlex, ist erlaubt, ist frey gegeben
seiner eigenen Gesetzgebung.



26.

Zeder sinnlich sich bewußte Mensch hat die Macht
oder die Freiheit, thätig sein Recht zu fordern, oder durch

das höhere Gesetz der Liebe, d. h. durch freiwillige oder
zulassende Abweichung von seinem Recht oder seinen Ver¬
tragen- in seinem Recht sich beschränken zu lassen. Auch
ohne förmlichen Vertrag sagt man von Freunden: sie ver¬
tragen sich gut. Selbst das jüngst geborne Kind fordert
(ohne contract social) mit äuserer Gewalt: schreiend von
der schlafenden Mutter die nährende Milch. Die Mut¬
ter giebt sie ihm aus Liebe und auch vel, iwasi Vertrags¬
weise, damit das Kind aufhöre zu schreien und die Mut¬
ter wieder einschlafen könne. So ist auch der Akt der

Kriegs-Gefangennehmung ein faktischer Vertrag und eben
so legitim, wie jeder andre Vertrag zwischen Macht und
Macht, gleich wie auch die Freilassung des Besiegten von
Seiten des Siegers ei» Vertrag ist.

Die Thatkraft des Menschen ist also das Maaß seiner
Freiheit, oder die Gesetze ferner Thatkraft sind die Ge,
sehe seiner Freiheit, oder auch der Inbegriff seiner Thätig¬
keiten ist auch der Inbegriff seiner Freiheiten. Sonach ist
Freiheit im weitesten Sinne mit Thatkraft identisch.

Lg.

Die Freiheit der Menschen ist daher so wie ihre Gei¬
steskraft, oder wie die Schwerkraft nicht an sich durch ihre
Selbstthac wahrnehmbar, sondern nur in ihren Gesetzen
durch die Aeußerungen der menschlichen Thätigkeiten. Man
kann also das Wesen der Freiheit an sich nicht besinnen,
aber das Maas ihrer Gesetze erkennen. In so fern muß
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der Meinung Halters-beigestimmt werden, daß Freiheit
und Unter,Ordnn ng, oder im engern Sinne: Abhän,
gigkeit oder Dienstbarkeit Corrclata sind.-

*) Steffens sagt (S. 479) ,,Freiheit und Souverän
nität sind gleichbedeutende Worte; beide drücken,
nichts anders aus als bewußte Selb stb estim-
inung. Zlneillon (S. 7.) Freiheit sey das ein¬
zige absolute, sich selbst bestimmende Vermi-
mögen des Menschen." Haller (D. i.S. Zsio.)
„Freiheit und Dienstbarkeit sind Eor,
relatc."

29.

Die allgemeinste Abhängigkeit der Menschen, nämlich
die von der einzig absoluten Gewalt Gottes bedarf
hier keiner Erwähnung; und nur in so weit, daß der
Mensch keine absolute Gcwalc über seine Natur oder de¬
ren Gesetze hat, sondern nur eine Gewalt in seiner Na,
tur nach Maaßgabe ihrer Gesetze. Er herrscht also nicht
über sie, wenn er sie selbstthätig befolgt, weil er ihnen fol¬
gen, oder nothwendig sich ihnen unterwerfen muß.

2 ->.

Jede andere Gewalt oder Abhängigkeit ist daher nur

eine relative, nur eine sinnlich wahrnehmbare, äußere-,
also auch die Staatsgewalt und die Abhängigkeit der
Staatsbürger von derselben. Denn die inneren nicht au,
ßerlich wahrnehmbaren Thätigkeiten des Zndividui sind
nach §. 22. keine Elemente des Staates, nicht der Ge,
walt desselben unterworfen.
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Gedanken, Willens- Meinungen, ja! Eudschlüsse, gut
eöer böse, sind frei von aller Staats-Gewalt, so lange sie
ei« inneres Eigenthum des Zndividui bleiben, nur seinem
inneren Sinne wahrnehmbar sind, und durch keine äußer¬
lich-sinnlich wahrnehmbare Mitteilung: ein Mir, Eigen¬
thum der Mitgenosseu werden. Diese innere Freiheit des
Menschen ist dem ganzen Geschlecht gegeben, ist dessen Ei¬
genthümlichkeit, ist ohne Maaß bis zum jüngsten Tag.
Überschwenglich groß ist der Reichthum dieser innern Frei¬
heit des Menschen, und mit höchstem Undank wird ihr
Genuß verkannt, und vergessen, wenn irgend ein Moment
die äußere Freiheit des Menschen beschränkt. Aber jene
innere Freiheit ist nicht mit der äußeren identisch, da sie
auch ohne diese ist. (Vergl. Steffens C. 2. S. Z99 im
Gegensatz.)

Diese äußere Freiheit oder Abhängigkeit der Men¬
schen von den Menschen ist die staatsbürgerliche oder nur
sogenannte bürgerliche Freiheit. Aber keine äußere
Macht oder Gewalt kann selbstthätigen Gehorsam des Zu-
divibui ohne dessen Selbst-Beüimmung erzwingen. So
ist auch Knechtschaft, wo sie ist, nicht Unterwerfung aus
Nothwendigkeit und nicht ohne Freiheit des Willens, wä¬
re es auch leider nur nach dem Grundsatz; -jur seit
uiori, co^i ne^nlt.

Die äußere relative Freiheit oder Abhängigkeit der
einzelnen Menschen ist unverkennbar auch ein Ausfluß
der göttlichen Macht; der Menschensohn erbt nur mittel¬
bar durch seinen leiblichen Vater von Gott dem Vater ein
bestimmtes Maaß seiner relativen Freiheit, z. V. ob er



Mann oder Frau werden soll, wo er geboren werdest soll;
und welche Muttersprache er sprechen soll? u. s. w. noch
manches Maaß dieser Freiheit durch Zulassung Gottes
von Generazion zu Geuerazion. Also gibt es eine erb'
liche Freiheit oder Abhängigkeit der Meuschen unter¬
schieden von der Freiheit oder Abhängigkeit ih¬
rer Wahl, oder ihrer Wahl-Freiheit, durch
welche alle gleich frey vor Gott sind.

35.

Noch mehr! Nicht blos die Aeußerungen der erbli¬
chen FreiheitS-Thätigkeit der lebenden Zeitgenossen sind
Elemente des Staars-Geistes oder Staates, sondern auch
die der Verstorbenen- Ja! diese mehr, wie jene. In
jedem Wort lebt auch hieuiedcn die alte Seele unsterblich
fort, die eS zuerst ausgesprochen, so in allem, was ge¬
schichtlich wir wissen, aus jeder Vorzeit und in allem, was
außer uns dasteht als Werk der Menschen. Und also hak
es der Staat weniger mir der Gegenwart als mit der
Vergangenheit zu thun, mehr mit dem, was schon statuirt
ist, oder mit Statuten, als mit dem, was im Lauf der
Zeit erst statuirt werden soll, oder mit der Zukunft.

Nur Wahnsinn oder Frevel kann das bestehende im
Staate gewaltsam der ungewissen Zukunft opfern. Also bestehe
Altes, bis es von selbst, ohne gewaltsames Zuthun vergeht, oder
das Neue das Alte von selbst verdrängt, wie täglich nicht
nur die sogenannte Mode, sondern jeder inoclns in ralous
thut! Und dies Prinzip der Legitimität ist keine Car-
rikarur!

3st.

Die Thätigkeit der Zeitgenossen kann im Verhältniß
zu dem, was die Vergangenheit statuirt hat, nur wenig
neues sratuiren, aber desto mehr aufrecht erhalten, oder im
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frivolen Gegensatze vernichten. Alles, was die Zukunft
von der Gegenwart fordern kann, ist die Erhaltung des
Bestehenden und die äußere Möglichkeit zur Bildung von
Neuem, weil Gott nach §> Ag. dein Geschlecht die innere
Freiheit gab ohne Maas in Raum und Zeit, und auch die
Kraft nach außen zu wirken, wie Raum und Zeit es gc,
statten.

35 -

Wenn nun auch hiernach alle bestimmte oder bekannte
Thätigkeiten, oder relative Freiheiten, in Summa die all¬

gemeine Freiheit des Geschlechtes noch nicht erschöpfen,
weil das Geschlecht »och nicht alle Zeiten erlebte, mithin
jede neue Zeit auch eine neue Thätigkeit oder Freiheit er¬
scheinen läßt, oder entwickelt, darstellet, offeubahrer, so sind
doch die bestehenden relativen und individuellen Freiheiten
insgesammt in der allgemeinen Freiheit des Geschlechtes
begriffen, und demnach in der Einheit dieser. Gleiches
gilt von jedem Staat. Also die Summe aller und jeder
relativen und äußeren schon positiven und noch aktiven
Freiheiten aller Staatsbürger eines Staates ist auch der
Inbegriff der Freiheit des Staates, ist die Einheit fei¬
ner Freiheit, ist der Staat selbst.

36 .

Für diese Einheit seiner Freiheit, oder für den

Zweck des Staates oder der Staats-Wissenschaft genügt
vollkommen die Erkenntniß der äußern Freiheiten, oder
äußerlich wahrnehmbaren Thätigkeiten der Staatsbürger,
da der Staat durch diese, die innern Thätigkeiten derselben,
deren Einsichten, Willens-Meinunge» und Endschlüsse in so

2
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weit erkennen und erfahren kann, als er nach §. 27.
Recht und Macht dazu hat, und da es auch keine Wahr-
nehmung eines freien Willens giebt, ohne sinnliche Aeu¬
ßerung. Der Staat hat es also auch nicht mit der all¬
gemeinen Eigenthümlichkeit des Geschlechtes oder der in¬
neren Freiheit desselben zu thun, die nur unter Gottes
Gewalt stehet, sondern nur mir den individuellen -Aeuße¬
rungen de/sselben, durch die Thätigkeit der sinnlichen Or¬
gane der Staatsbürger oder mit der individuelle» äußern
Freiheit derselben. Der Staac kann daher auch
nur durch äußere Macht oder Gewalt-Mittel auf
die Individuen wirken.

57 -

In näherer Betrachtung der individuellen Freiheit ist
zu bemerken, daß die Eigenthümlichkeit nicht das Sondern¬
de unter den Menschen ist, wie Steffens (L. 2. S. >25.)

behauptet, wenn man wie Steffens, unter dieser Eigen¬
thümlichkeit die des Geschlechts, oder die von ihm soge¬
nannte ewige Persönlichkeit begreisst, und nicht: die re¬
lative Freiheit der Individuen. Jene Eigenthümlichkeit
des menschlichen Geschlechts ist wohl nur das Sondernde
dieses Geschlechts von allen übrigen Geschlechtern der gött¬

lichen Schöpfung. —

*) So sehr sich auch Steffens mühte, seinen Be¬
griff von Eigenthümlichkeit verständlich zu ma¬
chen, so wenig ist es ihm gelungen, gleich wie
Fichte ein ähnlicher Versuch nicht gelang. Da
Steffens selbst S. -Zo. dies eingestanden, jedoch
aber dabey erklärte, daß grade diese seine Defini¬
tion der Hauptpunkt seiner ganzen Untersuchung,
die innere Mitte seiner Ansicht von der Idee
des Staate« sey, so scheint es, da auch dieser
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Dem Sprachsinn gemäß, ist die besondere Eigenthüm¬

lichkeit des Zndividni oder die Individualität der

Staatsbürger von dem, was man sprachgebräuchlich ihr

Eigenthum nennt, anerkannt gesondert oder verschieden,

wenn auch Steffens (2. S- -65.) Eigenthum jeder Art

mit Eigenthümlichkeit der Person oder gar Eigenthümlich¬

keit des menschlichen Geschlechtes für identisch erklärt.

Nach kann es der Staat mit der Individua¬

lität des Staatsbürgers nur in so weit zu thun haben,

als dieselbe durch die Thätigkeit seiner sinnlichen Organe

sich äußert und in so fern wäre jm Angesicht des Staa¬

tes: Individualität mit der äußern Freiheit des Indivi«

dui identisch; oder auch mit der Abhängigkeit oder Unter¬

ordnung desselben; weshalb auch wohl Herbart gegen

neuere Versuch seiner Erklärung nicht für genü¬

gend klar überzeugend gehalten wird: daß Stef¬

fens in dieser seiner eigenthümlichen oder indi¬

viduellen Idee unerreichbar ist und es also für

den freien Willen seiner Zeitgenossenschaft noch

die Frage ist, ob dieselbe diesen seinen Haupt¬
punkt für einen beliebig fixirte» Anfangs- und

Endpunkt solcher Arc ansehen soll, wie §. g.
bezeichnet wurde, und von dem es heißt i noli

Unklare- cirunlos insos; oder ob man auf seine

Autorität den Schein der Wahrheit für wahres

Licht gläubig ansehen will, weil man nach Ihm
(c. 2. 51Z.) nie das Licht, sondern nur den

Schein äußerlich wahrnehmen kann? sollte cö

auch nicht für sprachverwirrend angesehen werden

wenn Steffens ebendaselbst behauptet: daß das

Licht das Sehen selber ist, welches sehendes Licht
wir uns vorbehalte» müssen, an einem ander»

Ort« bei Licht näher zu beschauen.

il

5



Steffens S. 4g. behauptet:' „daß die meiste» Eigen«
thümlichkeiten unter bürgerliche Gesetze untergeordnet wer«
den müßten.".

39

Doch zurückkehrend zu den Elementen des Staates:
zu den relativen und äußern, schon positiven und noch ak«
live» Freiheiten der Individuen oder Staatsbürger (§. zz.)
ist näher zu unterscheiden, wie diese Freiheiten des Indi-
vidui beschaffen sind, und sich verhalten als Abhängigkeit l
,) von der Natur, 2) von seiner Wahl und z) vom
Staat oder seinen Mitbürgern.

4 ".

Die gewaltige aber gütige Natur, welche forthin

gleichßeitlich männlich und weiblich das Geschlecht regene-
riren läßt, fesselt zunächst den Mensche» an ein Vater¬
land, an Eltern und an den Gebrauch seiner Sinne. So
wenig ein Mensch mit Gott rechten kann, daß er auf
diesem und nicht einem andern Planeten geboren worden,
kann er es auch nicht darüber, daß er mit seiner Thätigkeit oder

Freiheit zunächst von den Narur-Gesehen seines Vater¬
landes abhängig ist, dann von dem Willen seiner Eltern
bis zur Mündigkeit und von dem Gebrauch seiner Sinne
nach Maaßgabe seiner Bedürfnisse und Umgebungen und
der besondern Qualifikazion seiner Sinn-Organe.

Diese seine erbliche Freiheit oder Abhängigkeit (§ 2y.)

mahnt ihn täglich an die Allgewalt der Natur, und wenn
er auch wähnt, sich ihr nicht zu unterwerfen, so geschieht
es doch, in so weit seine Wahl-Freiheit ihn nicht zum
Bessern leitet, und er dieser Wahl-Freiheit mächtig oder
mündig wird; denn nichts Böses giebt eö in der That
der Menschen, dem nicht Strafe auf dem Fuße folgt, wenn
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auch nicht immer äußerlich vom Mensche» erkannt, weil
Böses nicht aus dem göttlich-guten im Menschen erfol¬
gen kann, sondern nur aus Aeußerungen der Sinne. Un-
schuldig wird der Mensch geboren. Nach Graden schul¬
dig lebt und stirbt der Mensch. Gott aber fügt aus
Bösem der Menschen Gutes, und nichts Döst-s aus Gu¬
tem der Mensche». Nevoluzionen sind also keine göttli¬
che Fügungen, nur Zulassungen.

41.

Das moralisch nicht Böse ist aber oft eine ThätigkeitS-
Aeußerung, die im AbhängigkeitS-Verhältniß zum Staat
ein Unrecht ist, und darum ist gut und böse, von Recht
und Unrecht, so auch Moralität von Legalität zu
unterscheiden. Die Wahlfreiheit zwischen gur und bö¬
se ist allerdings bewußte Selbstbestimmung, aber eben dar¬
um diese nur eine Art der menschlichen Freiheit, nicht die

Freiheit selbst im vollesten Sinne. (§. 2^.) Moralisch bö¬
se z. B. ist eine positiv gesetzlich verbotene Befriedigung
der natürlichsten Neigungen und Bedürfnisse nicht, aber
unrecht, wogegen der chinesische Kindermord rechtlich er¬
laubt ist, wie bei den Römern der Sklavcnmvrd es war,
aber nicht moralisch. Du sollst tödte», sagt das
Kriegs-Gcsetz, nicht die Moral. Die moralische Freiheit
ist solchen Falles untergeordnet der Abhängigkeit vom
Staace oder der bürgerlichen Freiheit. Auch sind alle
höchste Maximen der Moral-Systeme, deren Anwendung
eine bewußte Selbstbestimmung voraussetzt, Nullen, dem
»och nicht gebornen, unmündigen, schlafenden, verrückten,
erblaßten Menschen, für welche aber die Maximen der Le¬
galität oder die Gesetze des Staates schützend wirken müs¬
sen. Legalität ist also, ohne Sprachverwirrung, nicht mit
Moralität für identisch anzusehen, wie Steffens (C. 2.
S. ) thut. Der Staat hat es also auch nicht mit dem
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moralisch Gutem und Bösem an sich zu thun, sondern nur
in so weit, als das Gute und Böse zugleich recht und un¬
recht ist.

42.

Gegenseitig hat aber der Staats.-Bürger die innere
freie Macht der Wahl, sich nach den Gesetze» des Staates
zu beherrschen, und sich gehorsam ihnen zu unterwerfen,
oder dessen äußere Gewalt in Strafe zu gewärtigen.
Hinwiederum ist es Psiichtgesetz des Staates: die sich äu¬
ßernde Freiheit der Individuen im CvllistonS-Falle genau
zu messen und z» schützen. Der Staat wäre selbst ein
unfreier, wenn und in so weit er von einem oder allen'
Staatsbürgern mehr Opfer der individuellen Freiheit
forderte oder erzwänge, als die Anfrcchthaltung der Frey¬
heit aller erfordert, so wie es auch keine moralische Ver¬
pflichtung giebt, sich dem Staat über dieses Maas hinaue-
zu opfern.')

*) Der von Steffens so hoch belobte Selbstmord dcs
Deioeles (2. S. 566, 294,) widerspricht dem Mo¬
ral-Gesetz und dem erlösenden Prinzip seiner
Staatswissenschaft.

4 z.

Die Frage, über die primitiven Elemente des Staa¬
tes, wäre nun, »ach Vorstehendem in jeder Richtung be¬
antwortet.

Hailer hat mit großem Verdienst vor andern gezeigt,
wie die Staaten nicht durch künstliche, sondern nur

durch natürliche gesellige Unterordnung entstanden find.
Steffens wirft ihm dagegen.(L. 2. S.. 220.) vor „sei-



„ne Unfähigkeit zu begreiffen, wie eine Menge Gedanken
„Verhältnisse, gesellige Formen sich in und mit einander
„entwickeln, wechselseitig auf einander einwirken, ohne daß
„man das Recht hat zu behaupten, daß diese herrschenden
„Begriffe, die sich aus der Zeit gestalteten, eben das eiu-
„zig Gestaltende der Zeit waren." Und Aneillo»
sagt (S. >9.) „Schwach, unbefriedigend, ja unbändig er¬
scheint Haller, wenn er seine historischen Deduktionen
„der verschiedenen Haupt-Verfassungen, als eine allge-
„meine gültige Theorie des StaatSrechteS, als die einzi-
„ge Quelle der Rechtmäßigkeit der Staaten an-
„gicbc." Hallcr's hier einschlagendes Capitel vom-natür¬
lichen Ursprung aller geselligen Verhältnisse beweiset, daß
diese Behauptungen von Haller nicht wie sie vorstehen,
die seinigcn sind. Hier zeigt dieselbe z. B. (B. i.
S- Z39-) ausdrücklich: daß die Natur oder die
Gnade Gottes das gestaltende in den Staaten war
und (S. Z25.) daß die Quelle der Nechtmäßigkeit
in allgemeiner natürlicher Menschenpflicht beste¬
he, n. s. w.

Wenn aber auch die Hallcrsche Dedukzionen nicht für
erschöpfend anzusehen sind, so ist nur so viel damit be¬
wiesen, daß er keine Theorie einer Staatswissenschaft an¬
erkennt, die sich nicht razionell von einer comparativen All¬
gemeinheit deriviret, sondern, die, wie Ancillon (S. 19
so.) will, auch die noch möglichen Thatsachen aus
Begriffen entwickelt, etwa wie Steffens aus dem ei¬
genthümlichen Begriff der Eigenthümlichkeit, wobei sich
auf §. gß. bezogen werden muß.

4 s-

Wenn Ancillon ferner S. 22. sagt: Man müsse
nach den Hallcrschen Ausdrücken glauben, daß die Verträ¬
ge, aus deren Aggregation Haller die Staaten entstehen
ließe, unverbrüchlich ewig wären und nie rechtmäßig auf-
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gehoben werden könnten, wie auch Steffens von Hak¬
ler» zu vermeinen scheint, so widerlegt sich dieser Glaube
durch die bestimmtesten Gegen-Erklärungen Hallers in
stinem ZZtcn Capitel; wenn auch Hnller andern Orts
sagt: daß es in Fürstenthnmcrn schlechterdings- keine Na¬
zi onal - Verträge gebe» könne.

Da aber auch Haller hierbei (S. uz.) sagt: „daß
die Nazio», als Eommunität betrachtet, gar nicht existire
und nicht eine vereinigte, sondern nur eine zerstreute Menge
von Mensche» sey, ein Aggregat" so ist dies wohl nur in
so weit für richtig anzusehen, als es § rg. gezeigt worden
ist. -

45 -

Das Entstehen uud Bestehen der Vertrage in den
Staaten ist nach §. 2". zweifelsohne mit der Existenz die¬
ser gleichzeitig und correlativ, legislativ und legal oder le¬
gitim; aber nicht unabänderlich. Vielmehr sind beide
einer unaufhörliche» Abänderung unterworfen aus der Na¬
tur ihrer Elemente, da diese nur (§. 22.) in Aeußerun¬
gen der Thätigkeiten oder Freiheiten der StaatS-Bürger
bestehen, welche stnnlich wahrnehmbar, also immer beweg¬
lich sind. Nur so hat das Wort: Staatsleben, wah¬
ren Sinn. Aber der LebcnS-Prozeß des Staates sey dev
einer Aloe, nicht einer präzipitirten essigsauern oder fau¬
lenden Gährung!

46.

Für das Bestehen der Staaten oder die Erfüllung
der Verträge sorgt in letzter Instanz die absolute Gewalt
Gottes, auch für die Vernichtung derselben, wenn der Wil¬
le wieder moralische Weltordnung wählt, welchen Falles sie
den Tod von Anbeginn in sich trage». (§. 40.)
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Lä

Haller hat besonders gründlich erwiesen,, daß in der Re¬
gel von oben herab, von den Fürsten oder deren Mache
die Staaten durch Gesetzgebung,Legalitat, Verträge zur
Einheit sich bildeten; und so auch sich erhalten! Es muß
also auch rückwärts von unten auf der Zusammenhang
oder die Einheit razionell nachgewiesen werden können.
Dies geschieht, wenn wir von der gesetzgebendenund voll¬
ziehenden Macht des Zndividui an (§. 24.) oder von den
primitiven Elementen des StgateS Stufe für Stufe zu
dieser Einheit aufsteigen. Schon Kant sagt im Allgemeinen
also auch vom Sraat, daß keine Act von Uebereinstim¬
mung der Zwecke denkbar sey als durch Snbordinazion,
so daß einer der erste ist, zu dem alle übrige als unterge¬
ordnete Zwecke zusammenstimmen. Die primitiven un¬
gleichartigen Prinzipien oder Elemente des Staates haben
wir von §. 22. bis hier nachgewiesen. Zurückweisend auf
§. itz. ist nun zu zeigen, wie die nächsten Bestandtheile
des Staates (oder in der Sprache der Naturlchre'. die
piartos coiistitntrvss ^roxlmos seri pirurcipüa piroxima)
nämlich die Stände, aus den entfernten Bestandtheilen
(principuis scni pmrtiiaras isrriotls) nämlich aus den Ge¬
meinden oder Corporazionen und Familien entstehen
und bestehen? Wir antworten: durch Wahlvcrwand-
schaft oder Wirkung der staatSgeistigen Eohacsions-
Kraft. (§. 2i.)

46 -

Diese Wahlverwandschaft ist theils eine natürliche,
theils eine freig ewählte. Jene ist identisch mit der
erblichen Freiheit oder Unterordnung des Menschen (§-zrH.)
und bildet die Einheit der Familie. Die Geburt be¬
stimmt den Sohn zunächst zur Wahlverwandtschaftseines



Vaters, bis der Mündige, freigelassen, durch freie Selbst-
Wahl eine andere Wahlverwandtschaft aufzufinden ver¬
mag. Halter sagt: „Jede Familie bildet schon eine klei¬
ne Monarchie, in einer äußern eingeschlossen." Die Frei»
hell der meisten Familien wird nur in wenig Moment
tcn von der Staatsgewalt berührt; die gesetzgebende rich¬
tende und vollziehende Gewalt oder Freiheit der Familien-
Warer beereiirt jäyrlich oft mehr, wie mancher Fürst, als
solcher, wenn man die Dekrete zählen wollte.

49 -

Wie in der physischen, so auch iu der moralischen
Welt herrscht das natürliche Bestreben zur Vereinigung,
zur Assuiulazion, zur Affinität. So vereinigen sich zu¬
nächst die Familien-Vater durch übereinstimmende Thätig¬
keit oder Freiheit und Abhängigkeit zu freier Wahlver,
lpandschasr in Gemeinden oder Corporazioue», und da
nach dem allgemeinen Gesetz der Cohaerenz die Stärke der
Cohaefion Mit der Menge der Berührungspunkte im Ver¬
hältniß steht; die menschlichen Thätigkeiten aber sehr »n-
gleichar.rg verschieden und mannichfalcig sind, so kann auch
von einer allgemein bestimmten oder willkührlichen Abthei¬
lung der staatsbürgerlichenGesellschaft iu Eorporazionen
nicht die Nebe seyn, sondern es lassen sich dieselben nur
in coiiciwto innerhalb bestimmterGränze betrachten und
abtheilen, oder sondern. Vielmehr erfordert die Freiheit
des Sraares, daß seine Gewalt den Familie» - Vatern in
Bildung von Eorporazionen, die ihre übereinstimmende
individuellere Thätigkeit naher verbinden soll, nicht hin¬
derlich, sondern eher beförderlich sey; denn je solider
oder fester die Cohaesions-Kraftdes Staates (§. 21.) sei¬
ne Bestandtheile (§. 47.) iu immer engerer Verbindung
consolidicen oder synrhesiren kann, desto stärker muß seine
Macht oder die Eonststenz seiner Einheit seyn und werden.



Sehr praktisch sagt Steffens: (2. S. 5. 5 >.) ,/Ei¬
ne Corporazion, eine jede Gemeinde, die ihre eigenen An¬
gelegenheiten naturgemäß ordnen dars, hat eine lebendige
moralische Persönlichkeit." Durch diese vergegenwärtige»
sich schon die Familien-Vater im engeren Kreise dem
Staate und treten dann. diese moralischen Personen zu ei-

nen^/ 6ngeren Kreise in der Art zusammen, daß die ge¬
wählte Vorsteher der Eorporazionen dieselben repräsen¬
tiern, wie der FamiliemVater ohne Wahl seine Familie
in der Corporazion repräsentier, so siehe» Stände als
Einheiten der Corporazionen und wieder als moralische
Personen vor uns, die zuletzt im engsten Kreise als
Reichs stände sich dem Fürsten vergegenwärtigen, wel¬
cher sodann in ihrer Versammlung die Einheit des Staa¬
tes beschließt, und so die Willens - ThätigkeitS- und Frey-
Heits.-Aeußeruuge» der Staatsbürger zuletzt in der Einheit
seines Willens und seiner souverainen Freiheit cvneenrrirk,
welche das Dindungs-Prinzip des Staates ist und durch
ihre Gewalt die souvcraine oder oberste Gewalt des Staa¬
tes repräsentier. (cvn 5. Haller V. 2. S. 435-)

5 °.

Jede Corporazion oder Standschaft muß wie das In¬
dividuums. 24.) und der Familien-Varer (§. 48-) eine
gesetzgebende, richtende und vollziehende Gewalt haben.
Dieselben könne» aber sich nur auf diejenigen Berüh-
ruugs-Punkte oder Interessen beziehen, welche die Wahl¬
verwandtschaft bestimmte und nur unmittelbar auf die
Mitglieder derselben — also nicht abwärts, nicht auf¬
wärts — sich auf andere Elemente des Staates oder sei¬
ner Freiheiten erstrecken. Nur auf solche Weise bildet sich
eine sondernde Unterordnung derselben in Einheit. Hier¬
nach hatten auch die Neichsstände nur die Interessen oder
Versthrungs-Punkte der Stände, aus welchen sie bestehen,
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vor ihr Forum zu ziehe», nicht abwärts sich unmittelbar
eine Gewalt über die Freiheiten der ciuzclueu Staude,
Corporazione», Familien und .Individuen anzumaaßen,
und eben so wenig aufwärts über die Freiheiten oder
Rechte des Fsirsien.

Der Fürst hat besondere, von unten auf unantastbare
Freiheiten uud Rechte; ,) als Individuum, wie jedes In,
dividuum im Staate, eben so s) als Familien-Vater; z)
als Oberhaupt der Neichsstandfchaft und allgemeine» Gesetz¬
gebung; 4) als Mitglied des souveränen Fürstensiandes.

Steffens und Aneillon übergehen die erste, zweite
und vierte vorstehend bezeichnete Cathegorien des Fürsten.
Und Steffens sagt sogar (C.2.S. ZLZ.,) daß von den Rech¬
ten des Königs, im Gegensatze der Rechte des Volks, nicht
zu reden sey. Hall er dagegen hat rühmlichst die eigene
Sache der Fürsten vertheidiget, und seine Dedukzion genügt..
Daher sein scharfer Eifer gegen die Corrcs in Spanien,
deren Constitution gänzlich diese Cathegorien oder Freihei¬
ten des Fürsten entachrete. Z. D. Fürsten-Güter oder Do-
inainen sind keine Staatsgüter.

52.

Eine fünfte und zwar für die Staatö - Freiheit dio
wichtigste souveräne Cathegorie oder Macht des Fürsten ist
seine Ober - V 0 r m undschnfre -Gewalt, worüber aber
namentlich Haller schweigt, obwohl dieselbe aus seinem
Prinzip, daß der Mächtigere herrsche, folgt. Diese Gewalt
bestimmt zunächst das allgemeine persönliche Subditel-
Vcrhältniß der Staatsbürger unter die Tutcl des Mäch¬
tigsten, des Landes - Vaters; und ist mit der Natur der
immer Schutz und Hülse bedürfenden Menschen so innigst
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geschichtlich verknüpft, daß eine Trennung dieses Verhält¬
nisses durchaus nicht denkbar ist. Es bedarf auch deshalb
hierüber nur wenig Worte. So wie jeder Familien - Va¬
ter: nitor oder schützender natürlicher Vormund der Sei-
niacn, ist auch der Landes-Vater schützender Obervormund
der Värer oder Vormünder aller Landes-Kinder in höchster

Instanz. Der Staat mag sich historisch von oben herab
oder von unten herauf gebildet habe», immer eins. Der
Fürst-.muß durch die Cohäsione-Kraft des StaarS-GeisteS

^vie^cheidung oder Trennung seiner Elemente schützend
behindern, nicht blos auf Hülf-Anruf, wie Haller dedu¬
zier, sondern der Landesvater muß gegen Faust-und Fehde-
Recht den Landfrieden gebieten, wie der Hansvater den
Hausfrieden. Kurz; der Fürst bestraft schützend nach Ge¬
sehen und belohnt und begnadigt die Kinder des Landes,
wle jeder Hausvater die seinigen und richtet über illegale
Aeußerungen bösen Willens vor der That durch Polizei,
und nach der That durch Kriminal-Justiz.

ZZ-

Dcr Landeövater hat auch vor allem sein Land zu
schützen, wie der Hausvater sein Haus oder lein Landguth
vor feindlichem Anfall von Außen. So wenig aber der
Hausvater sich zuvörderst von seinen Kindern die Geneh¬
migung einholen wird, und einzuholen verpflichtet ist, z.
D. einen Mordbrenner zu verjagen; oder einen Haus,
Dieb gefangen zu nehmen, kann auch eben so wenig dem
LandeSvater das ausschließliche Recht zur Erklärung
und Führung des Krieges von seinen Landcskinderi, strei¬
tig gemacht werden, mit aller Conseguenz; als Oberfelde
Herrn, Friedens-Stifter u. s. w.

54 -

Das weitere Ober-Vormundschafts-Recht des Fürsten

fließt aus dem §. naher aufgestellten Begriff der Legn-
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lirät, und bereist die' Obsorge über die eigentliche»

VormundschaftS - Angelegenheiten im Staate in

sich; da diese, wie alle andere Interessen im Staate, eine

höchste Instanz in Einheit erfvrdern, wenn man nichr

überhaupt alle nnd jede Vormundschaft verwerflich finden

und die Menschheit verwildern lassen will und' zwar um

so mehr, da §. ZJ. und nachgewiesen worden, daß die

Thätigkeiten der Heimgegangenen Staatebürger weit um¬

fassender sind, ale die Thätigkeiten der noch stehenden oder

lebenden. IGIicta sacrn, imiictn, z-is ani-pxm n cta. Haller

sagt auch selbst B. >. S. 427; die Beförderung der Reli¬

giosität sey absolut nothwendig; also Sache der StaatS-

Eurarei? —

§ 5 -

Dem Fürsten gebührt es insbesondre als Obervormnnd

aller natürlichen und bestellten Vormünder, theils durch allge¬

meine Gesetzgebung, theils als Vollstrecker der vormund-

schaftlichen Gesetze über die Bedingungen der Mündigkeics-

und LoülassungS - Erklärungen zu entscheide», oder kürzer

über die Hörigkeit der Landes-Kinder; weil eollidirenden

Falles ohne Autorisazion des Fürsten weder die Familien,

noch die Eorporazionen oder Stände darüber zu entscheiden

für eompetenr (nach §. 4L,^Zo.) angesehen werden

können. Die Befugniß zu solcher Gesetzgebung ist nicht

schwierig herzuleiten, und selbige nicht unnöthig. Ennl'.

Haklers Gegensatz B. 2. S. »Ü7- und §. dg, 69, 70.

ä6.

Aus ganz gleichem Grunde ist auch der Fürst eompe

tenter Ober-Richter über alle und jede eollidirenden

Sach-Interessen der Familien, Eorporazionen, Stande,

oder in allen Sach-Fällen, in welche» diese als Partheyen

gegen einander stehen, da keine Parthey sich ein Nichrer-

-
;

! sL
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Amt über die andere anmaßen darf. —> So ist der Fürst in
aller Richtung das einigende Band der mannigfaltigen gei¬
stigen Thätigkeiten der Individuen, ohne Beschränkung der
eigenthümlichen Freiheiten der Zndivitue» als solcher nnd
Mitglieder von Corporazionen und Standen.

Und so steht das ausschließliche Verhältniß des Für-- -

sten: in eigner Sache, als Obervormund nnd oberster Rich¬
ter mit vollziehender Macht principienmäßig fest,

57 -

Nun ist noch sein Verhältniß als Oberhaupt der
Reichestandschast und der allgemeinen Gesetzgebung (§. ,gi.)
näher zu erwägen, und zunächst die Hanpc-Frage, welche
Interesse» sind bei der Reichestandschast von ihren durch
die Stände gewählten Mitgliedern zu vergegenwärtigen?
Unberufen oder competent ist es nach §. Zo. nicht
ihre Sache, was vorstehende Sache des Fürsten, nnd abge¬
sondertes Thätigkeits - oder FreiheitS - Interesse der Fami¬
lien, Corporazionen und verschiedenen Stände ist; sondern
nur, was alle zur NeichSstandschasc ineocporlrcen Stände
allgemein gleichmäßig — nicht gleichartig — betrifft, ist
Gegenstand der Reichestandschast; und in allen diese»
Fällen competirt ihr die Cvnelusto» nach Scimmenrechr,
wie es in Praxi entweder von oben herab oder von unten
heraus siatuirt worden ist; und nicht nach idealistrten Be¬
griffen von Stimmenrcchr, indem es keine Stimmen »priori
giebt.

*) Selbst Englands Beispiel beweiset diesen Satz, wie
neuerdings im Prozeß der Königin, daß Mehrheit
der Stimmen nicht unbedingt entscheidet. Sogar
die neueste spanische EvnstiLuzion schreibt vor, wie
viel Stimme» zur Abstimmung erforderlich gegen¬
wärtig seyn müssen.
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52

Es ist klar/ bevor noch in ronrreter Ansicht naher von
dem Umfang dieser reicheftändischen Verhandlungen zu

reden ist, daß die Initiative zu denselben, wo nicht
vom Fürsten herab, nur von den rommittirenden Ständen
ausgehen kann; daß die Reichsstande, wie die Corporazio-
»en, das Interesse des Staats durch ihr Interesse beför¬
dern, und umgekehrt; und daß von solchen Reichsständen
nicht Gesetz-Entwürfe aus idealen Begriffen, sondern nur
auf den Grund realer Interessen ausgehen werden; woge¬
gen VolkS-Repräfentanten, dievonVolks-Zahl-Aggregazionen,
nicht von Ständen gewählt werden, nicht nur keine wahre
Volks - Repräsentanten sind, wie selbst Rousseau sagte,
sondern auch immerhin Gefahr laufen, durch ihre willkühr-
lichen, nicht eommittirten, obendrein nicht gewogenen, son¬
dern nur gezählten Willens - Meinungen den Fluch der
Nazion auf sich zu laden, selbst bei scheinbar gutem Willen,
wie die asseiiclalLL Constituante von Frankreich. Auf die
Mehrzahl einer schwarzen oder weißen Kugel, von der Lei¬
denschaft in die Pandora-Büchse geworfen, das Heil der
Völker zu gründen, ist das verwegenste Hazard - Spiel der
Menschheit;

*) Hiermit übereinstimmend,, wenn auch nicht in glei¬
cher Richtung, sagt Ancillon S. n6. „Die
wahre ständische Stell - Vertretung eines Volks ist
die Vertretung der Interesse» der verschiedenen
Stande, die mit dem Interesse des Ganzen ausge¬
glichen werden jollen, und nicht eine Reprcssentazion
nach Angabe der Köpfe und nach Flächen-Inhalt."
Aber nicht mit, nicht wegen erlösender Liebe, nach
Steffens seiner Theorie, wird allgemeine Neprä-
senkazivn begehrt. Diese Liebe bedarf keiner Neprä-
sencazion. Sie ist, wo sie ist, durch sich selbst,
Zweck und Mittel zugleich., Nicht blos die Ansich-
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59 -

Daß in Fällen, wo die Initiative vom Fürsten zn
Gesetze» ausgehet, die »ach §. 57. nicht zur unmittelbaren
Competenz der Reichsstände gehöre», dieselben nur bera¬
thend zu roneludiren haben, folgt von selbst. Z. B. wenn
der Fürst in seinen Angelegenheiten.(§. 51.) Rath von
seinen Unterthanenverlangt. Dagegen aber in Fällen, wo
für des Fürsten Sache auch That verlangt wird, die
Neichsstände selbige einzuwilligen haben, wie auch
Haller zeigt, zumal in der Regel wie z. D. im Verthei»
digungS-Kriege die Sache der Unterthanen von der Sache
des Fürsten unzertrennlich ist. So war es auch geschichtlich
in der Vorzeit stecs von Landständen gehalten. Die alten
CorreS von Arragonien machten eine stolze Ausnahme; aber
ginge» unter. Verfasser dieses hat gleiches historisch näher
nachgewiesen von der Usurpazio» der Böhmisch - Schlestsch-
Mährischen Stände, und deren im Geist der neuesten spa¬
nischen Constitnzion verfaßten UnionS-Äkte vom I. 161g
Eben so wenig werden die neueren Usurpazionen wider die
Natur-Gewalc der geselligen Verhältnisse, Zeuge der Selbst-
Strafen, die ihnen schon auf dem Fuße folgten, Legitimität
erringen, wenn aiNh die nahe Erinnerung der französischen

5

ten von Verfassung und ihrem Verhältniß zur
Obrigkeit, sind das Haupt-Thema der Zeit, wie
Steffens sagt, sondern auch WillenS-Tenden-
ze» selbstsüchtiger Art: direkte oder indirekte nach
EigendünkelGesetzgeber werden, und die ausüben¬
de» Gewalten beherrschenzu wollen. Daß aber durch
Neichsstände die Einsichten und reellen Willens-
Meinungen des Volks dem Fürsten besser, als ohne
sie, vergegenwärtigetwerden können, darüber sind
wohl alle Stimmen einig, auch derer, welche mehr
verlangen.
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Nevoluzion noch theilweise in Schränken hält; zmnal auch

die Geschichte noch nicht von Frankreich sagen kann, daß

rs vollkommen in seiner jetzigen Constiluzion befriedn
«er sey-

60.

Ohnstreitig kann der Fürst in allen den Fallen, wo

die Gesetzgebung von ihm ausgeht — und also auch nach

Berathung Zutreffen der Staatsbürger durch neue Gesetze

verletzen. Aber daraus folgt noch nicht, daß dies: Will,

kühr sey. Dies Wort in gewöhnlicher Bedeutung ist

auch eines von denen, welches als Gespenst in der Staatö-

Wissenschaft umgehet und verkannt wird. Da kühren,

wählen heißt, ist Willkühr so viel als Wahlfreiheir des

Willens. Sagt man doch: das muß eines jeden Will-'

kühr überlassen seyn, und Gnade ist auch Willkühr. Will-

kührliche oder parthciische Ansicht schreit oft da über Will-

kühr, wo böse Willkühr bekämpft wird. Doch unwillkühr-

lich mischt sich oft Böses zum Guten und böse Willkühr,

für die man ein besonderes Wort sehen sollte, wirkt un¬

verkennbar in der Gesetzgebung nachtheiligcr als im Voll¬

zug der ausführenden Gewalt. Aber die sogenannten

Macht spräche der Fürsten, obwohl jeder Spruch einer

Macht, jedes neue Gesetz ein Machtspruch ist, sind in un,

scrm Zeitalter, gehalten gegen die Gewaltsprüche und Guil-

liotinen und Vespern der National-Convente: Spinnen-Ge¬

webe, und wenn also sogenannte Constitutionen blos des¬

halb für nöthig erachtet werden, um vor Gesetzgebender

Willkühr z» schützen, so stehe Fürsten-Willkühr gegen Volks-

Nepräsentanteii - Willkühr fest ! Könnte man auch alle

die angeblichen Willkühren manches Fürsten und Her¬

ren über Millionen von Unterthanen zählen, dürfte den¬

noch ihr Register nicht so zahlreich seyn, als mancher über
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Willkühr schneiender Journalist gleichzeitig böse Willkü¬
ren ausüben oder wolxl gar selbst erdulden^mag.

6i.

Aber die böse Willkühr der fürstlichen Beamten?!
Chikane kann unter legalisirter Form sehr bös - will-
kührlich werden! <— Hier muß der Verfasser als Preu¬
ße antworten: Das Landrecht und alle Jnstrukzionen
der Beamte» zeigen, daß diese nicht blos dem Könige
und den geordneten Administrativ - Controlle», sondern
auch den Richtern für böse Willkühr streng verantwortlich
sind auch wurden. Selbst die Minister machen hiervon
keine Ausnahme, da dieselben in ihrer Ministerml-Zusam-
menstellung, im Staatsrath, durch die Ober-Rechen-Kam¬
mer und General-Controlle, und von unten durch die mo¬

natlich dem König unmittelbar eingehenden Zeitungsbe¬
richte der Regierungen, die ungehemmten Jmmediat-Vor-

stellungen ohngerechnec, ihre crwannigen Willkührcn täg¬
lich in Vergrößerungs - Spiegeln zur Reflexion zu ziehen
haben.

Auch verfügte einst Friedrich der Einzige, daß in
zweifelhaften Rechts - Fällen, wo das eigene Interesse des
Fiseus mit dem der Unterthanen collidirce, die Gerichts¬
höfe wider den Fiseus entscheiden dürften.

Auf diesen zum Theil ganz eigenthümlich preußischen
Staats - Geistes - Elementen , ruhte die staatsbürgerliche
Freiheit nicht blos interimistisch ganz sicher und ohnfehl-
bar sicherer als sie auf einer Nepräsentazion —> ohne jene
— ruhen würde.

62.

Die öffentliche Meinung wirkte auch ohne Neprä,
sentation, und kann sich in der Neichsstandische» Versamm-
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lung sonder Zweifel noch wirksamer aussprechen. Aber nie
kann der Neichsstandschaftohne Gefahr der StaatSausiö-
sung ein Recht eingeräumt werden, über die Minisrer zu
richten, oder die ministeriellenHandlungen faktisch leiten
zu wollen, in so weit nicht der Fürst selbst Auenahmewei¬
se ihnen ein solches Richter-Amt sollte übertragen wollen,
da solches Recht offenbar dem Recht oder der Freiheit des
Fürsten und den, EinheitS-Prinzip der Freiherr des Staa¬
tes nach allem Vorstehenden widerspricht. Denn ei» sol¬
ches Recht zum Richter-Amt über die Minister ist auch
eines über den Fürsten.*)

*) Steffens sagt zwar (2l 6c>6.) daß die Selbstsucht
in der Person des Königs nicht durch die äußere
Gewalt der Repräsentation gehemmt werden dür¬
fe, aber auch im Widerspruch (S. 6-4.) „daß
die Handlungen der Beamten nicht blos dem Ur¬
theil der Könige, sondern auch der Repräsen¬
tation unterworfen seyn müßten. Denn sonst herr¬
sche die Selbstsucht des Königes und die immer
steigende Abweichung vom Gesetze müßte selbst Ge¬
setz werden, woraus die höchste Tiranney sich noth¬
wendig erzeugen müsse."

63.

Daß über die Berufung und Entlassung und
GeschäftS-Qrduung,also auch über die Oöffentlich reit
der Neichsstandschaft nur vom Fürsten zu entscheiden sey, f
kann nächstdcm nicht in Zweifel gezogen werben, wie auch, -
daß Fälle genug denkbar, wo das auswärtige und auch das
innere Interesse des Staates nnd insbesondere die Ehre
des Fürsten und der Nazion bie Oeffentlichkeit reichöständischcr
Verhandlungenversagen. Man erschrickt, wenn man Stef¬
fens: der sonst so warm und demüthig das Wort der er¬
lösenden Liebe in seinen Carrikaniren spricht (2. -ztzv.) sa-
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gen hört'- es sey nothwendig, daß selbst die Bosheit
un gescheut in der Repräsentation laut werden
dürfe, die er unbedingt öffentlich verlangt, damit dort der
Irrthum, ehe er zur That wird, als Irrthum vernichtet
werde. Ist denn aber eine öffentliche Bosheils-Aeußerung
nicht auch schon eine That? Und kann Wohl in wildem
Geräusch der Qeffentlichkeit das Gemüth die stille Grenze
der Liebesweisheit sicherer finden? —

*) Selbst in England wurden sonst Prozeduren, wel-
ehe auf Moralität schädlich wirken konnten, so ge¬
heim gehalten, daß diejenigen, welche sie bekannt
machten, strenge bestraft wurden, wie neuerdings
in dem Prozeß der Königin zur Sprache kam.

Daß die erste Verhandlung über Gesetze
nur mündlich, die letzte aber durch Ablesung
schriftlicher Vota, zur Entscheidung führe, scheint
dem Verfaßer aus Erfahrung sachgemäß. Schon
Schlötzcr riech nicht durch Sprecher sondern
durch Schreiber die Stände verhandeln zu lassen.
Zeitiges Nicht-Publiziren ist nicht Gegensatz der
Oeffentlichkeit, die in Salon s mit Einlaßkarten
auch bedingt ist.

64.

Gegen böse Willkühr i» allen Verhältnissen schützt in
letzter Instanz nur Religion: das Anerkenntniß morali¬
scher Welcordnung; und darum ist die Kirche, diese Re¬
präsentantin der Religion, sie, die sich zum Staat verhält, wie
die liebende Frau zum Manne, oder wie das Herz zum
Kopfe, den aber die Natur über das Herz gestellt, vom
Staat nicht zu schöide».

Darum sagt Paulus wieder mit Recht: Christus ist
das Ende des Gesetzes; aber nie soll die Kirche eine äu¬
ßere Gewalt üben, da ihr Reich nicht von dieser Welt,
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wenn sie auch in äußerer Form: den Menschensohi, durch
die Taufe in den Dund der Familie, durch den Unrer-
richt und die Confirmazion in die Gemeinde, durch den
Eid in die Stände, vor alle Gerichtshöfe, auch zum Trau?
Altar und zur Erde, ja als Verbrecher versöhnend zum
Schaffst geleitet.

Die Kirche dürste auch die Neichsstände bei ihrer re¬
ligiösen Einweihung ohnbcdenklich berechtigen, in schwie¬
rigen Collisions - Fälle» über die Interessen nach dem
theilenden Gesetz der ewigen Liebe zu coneludircn und
nicht nach rücksichtsloser Willeus-Meinung, da völlig rück¬

sichtslose Wahrheit nur bei Gott und nicht zu suchen ist,
in dieser oder jener Lehre dieses oder jenes gleichsam als
Stellvertreter des Weltnchters auftretenden Propheten.

Alle sogenannte höchste Maximen der bekannten Mo¬
ral Systeme reduziren sich erweislich auf den einfachen
Satz: Leben und leben lassen, durch die Kirche be¬
stätiget in den Worten Christi: Alles, das ihr wollet,
daß euch die Leute thun sollen, das thut ihr Ihnen.

65.

Unlaugbar herrscht in den Gesetzen der europäischen
christlichen Staate» noch mancher heidnischer Barbarismus
der Auerilgung durch Revision nach christlichen Prinzipien
erheischt. Unser Zeitalter ist des Weges, da unsere Für¬
sten sich unter Christi Panier zu einem Fürsten stand
vor Gott verbunden haben, um mit dem bösen Zeitgeist
siegend Frieden zu schließen; und zweifelsohne wird unsre
Nachwelt einst sagen: daß wahres christliches Zeitalter erst
mit dem Akt der heilige» Allianz begonnen.



Zweiter Abschnitt.
(Spezieller.)

66 .

In Anwendung aller vorstehenden razionellen Grund¬

sätze sey es nun erlaubt, den gegenwärtigen geselligen Zu,

stand des Vaterlandes mit historischem Rückblick zu be¬

leuchten und zu versuchen, wie aus den bestehenden Ele¬

menten eine Neichsstandschaft sich schicklichst bilden lasse?

67.

Von der Familie an beginnend ist nicht nur das ei¬

gentliche Familien - Verhältniß, sondern auch das zur

Schule, und das Verhältniß des Gesindes oder der

Dienst backe it im engeren Sinne des Wortes zu erwä¬

gen. Durch Aushebung der Erb-Unterthänigkeit und Ein¬

führung der Gewerbe-Freiheit und der Städte-Ordnung

sind diese Verhältnisse sehr alterirt worden und sreymü-

thig gesagt, zur Zeit nicht verbessert. Da aber Rückschrit¬

te zum aufgehobenen Verhältniß der ältern Zeit nicht zuläßig



sind, wen» auch aus dem Taeitus und Julius-Cäsar nach.'
zuweisen ist, daß das alte Subditel-Verhältniß über soon
Jahre unter den Landbewohnern bestanden und so naturhi-
storisch geworden, so ist es Pflicht, »ach praktischer Ueber¬
zeugung die Mängel der neuen Ordnung im Vergleich zur
ältern und die Mittel anzuzeigen, wodurch die neue Ord¬
nung, ihrem Zweck entsprechend, die ältere zeitgemäß noch
wo möglich übertreffen könne.

6 «.

Ohnstreitig war das Familien - Band durch den son¬
stigen Guthsherrlichen und Zunft-Verband, von außen fe¬
ster und patriarchalischer verknüpft als jetzt. Unter lünn-
Ua verstand der Römer auch insbesondere das Haus-Ge¬
sinde und unter zwtsr kancklias nicht blos den Vater sei¬
ner Kinder, sondern den Hausvater der ganzen Hausge-
nossenschafc. Da aber nach Taeirus die alten Deutschen
keine sklavische l'aiulll-wes hatten, sondern: clniiins nkli-
cia nxcir na lidcwi Lxsecjwniitnr (C. LI.) so trennten sich
zweifelsohne die Kinder einer Familie nur selten von ih¬
rem Patriarchen. Auch angenommen, daß jeder Erbe des¬
jenigen Souvcrains aus der Vorzeit, der z. B. durch fak¬
tischen Kriegs-Vertrag (§. 4g.) Leibeigenschaft in seinem
Lande statuirte, auch die fürstliche Macht-Vollkommenheit
habe, dieses Statut aufzuheben, so folgt daraus noch nicht,
daß mit Aushebung dieses gezwungenen Verhältnisses auch
das ungezwungenere natürliche Verhältniß der Hörig¬
keit, sowohl zur Familie als zur Gemeinde des Geburts-
Ortcs mir aufgelöset werde. Vielmehr bleibt der Fürst
nach §. HZ. als Obervorniund so berechtiget als verpflichtet,
über die Mündigkeit und Loslassung aus der Familie und
der Gemeinde, wie aus dem Lande selbst, kurz über die
Hörigkeit der Landeskinder gesetzlich zu verfügen. Darum



verordnete auch noch das Landrecht Th. 2. T. 7. §. 2.
wer zum Bauernstande gehört, darf, ohne Erlaubniß
des Staates, weder selbst ein bürgerliches, Gewerbe treibe»
noch seine Kinder dazu widmen. Jetzt entlaufen die un¬
bedingt losgelassenen Kinder nicht nur den Gemeinden ih¬
res Geburts-Ortes, sondern auch den Eltern, um frey zu

heissen: d. h. um bei Gesinde-Mäcklern (Menschenmäck-
ler») oder auf Gesinde-Märkten sich als freies Gesinde zu
vcrmiethcn, und so auch die Eltern zum Miethen gleicher
Art zu zwinge», bis etwa die Sünde den Eltern ihre
Kinder wieder heimfendet, und ihnen faktisch-tragisch wei¬
set, wohin sie eigentlich i» der Regel hörig sind.

H Mit Verwunderung sah der Verfasser igog in
Brcslau die Fülle des ersten Gesinde-Markts nach
Aufhebung der Erbunterthänigkcir. Mit tiefster
Vcrrubniß las er in den neuesten Tageblättern
der Hauptstädte, die Wiederholung des lauten Be¬
kenntnisses. wie sehr seit jener Zeit die Zahl der
Apollo-Säle des tanzenden Gesindes sich vermehrt
und dessen Sittlichkeit sich bis zum höchsten Ver¬
derben vermindert hat, und rührend liest man in
den neuesten schlesischen Provinzialblättern die Fak¬
ta, wodurch ein wackerer Landgeistlichcr naher be¬
weiset, wie auf jenen FreiheitS-Zügen der Dienst¬
boten die unsittlicheren Gemeinden die sittlicheren
verwilderten, und aller sonstige gute Einfluß der
Gnlhsherrschafc, der Eltern, Verwandten, Predi¬
ger und Lehrer so vertrocknete. Daß Gott und
der König sich dieser losgelassenen Verlassenen er¬
barmen, muß man also deren und bitten!

6y.

Von Staatöwcgen nichts gegen diesen Uebclstand zu
thu», heißt: alles dafür thun; wobei zu beachten, nicht
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blos bis Moralität der Dienstboten, die den roten Theil
aller Bewohner enthalten, da z. B- in Schlesien deren an
176,972 gezahlt wurden, die Gewerks-Lehr-Burschen und
Gesellen und die Tagelöhner nicht gerechnet, sondern auch
der Einfluß, den diese Masse auf die Moralität aller Fa<
inilien leider haben muß. Steffens zeigt in einem der
vorzüglichsten Capitel seiner Carrikaturen: „über Dienst-
„barkeit und Hörigkeit, wie die Sünde der Zeit sich in
„dem Bestreben, das Verhältniß vom Diener zum Hcr-
„ren zu verwirren und zu vernichten, auf die zerstörend-
„ste Weise gezeigt habe, und daß die Dienstbarkeit nicht
„nur ein nothwendiges Element des Staates, sey, sondern
„auch am meisten und am deutlichsten das Wesen der bür¬
gerlichen Freiheit enthülle, und daß das innere religiöse
„Band der Treue und der wechselseitigen Zuneigung, wel-
„chee Herren und Diener verknüpfen solle, nur aus einem
„großartigen Familien , Sinne entspringen könne.
Aber wie? Die neue Gesinde,Ordnung dient nicht genügend
zum Zweck, indem sie eigentlich nur das NechtS-Streit
Verhältniß zwischen Herrschaft und Gesinde regulirt und
das Dienst-Pflicht-Vcrhältniß der Kinder zu den Eltern

nur mit den wenigen Worten berührt, daß jene sich ohne
die Einwilligung dieser nicht vermischen dürfen, so wie
Minderjährige nicht ohne Genehmigung des Vormunds;
aber über das H örigkeitü-Verhältniß des sich vermie-
thenden zur Familie und zur Gemeinde seines GeburtS-

Orkes nicht verfüget; wogegen notorisch die Behörden
seit 1807 von vielen tausend dienstlosen und vagabondi-
renden Subjekten der dienenden Volks,Klasse — wie die¬

se Subjekte selbst — nicht bestimmt wissen, wo sie eigent¬
lich gehörig oder hörig, ihr Gehör finden und gehor¬
sam seyn sollen; und in Folge dessen, bis die Hörigkeit
unter langem Hin- und Hcrschreiben vel cjnasi ausgemit-
telt oder zur Last geschrieben wird, ein solches verwahrlo¬
stes Subjekt gleichsam eine res nullins sau vero lulsera-
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.Nils xerrona ist. Das Wort: gehorsamen, stammt
»ach römischer Nechrssprache (purere) von den Eltern (xa-
iLiires) also von der Familie ursprünglich ab.

70.

Das Landrecht legt zwar der Familie im weitem
Wort-Sinne Pflichten der Verpflegung auf, giebt ihr aber
keine corrclative Rechte zur Obsorge über die Mitglieder
der Familie. Es sagt mir (T. 1. T. §. 5.) daß durch
die Abkunft von gemeinschaftlichen Stamm-Eltern Fami?
lien-Verhältnisse begründet werden, dagegen aber (T. 2.
T. §. 6Z9.) daß unchliche Kinder weder in die Fami¬
lie des Vaters noch der Mutter treten. Nun zähle man
diese familien-lose» im Staate und wisse, wie Verfasser
dieses aus langer AmtS-Erfahrung, wie wenig die vor-
mundschaftlichcn Gerichte in den untersten Volks-Elasse»
diese natürlichen Kinder bevormunden.

Nach Tit. 4. §. 7. »o. sollen zwar gemeinschaft¬
liche Familien - Angelegenheiten durch Beratbschlagungen
und Schlüße der ganzen Familie angeordnet und von die¬
ser die FamiliemVorstehergewählt werden. Auf diese An¬
deutung zum Bessern wäre weiter zu baue», wenn die Ge¬
setzgebung noch bestimmte,welche Familien-Angelegenhei¬
ten außer den fideicommissarische»,vor den Familien-
Nath gehörten; diesen hat zweckmäßig der Ooclo Napo¬
leon cornpose cle six parents on ailliss sons le preLe-
cls ein jnge cle palx, und insbesondere die Vormund-
schafts-Angelegeiiheicen ihnen übertrage». Unsre Eesetzge-
gebung kann bei unsrer sonstigen vortrefflichenPupillar-
Ordnung noch mehr leisten in dieser wichtigen Angelegen¬
heit und ist erkannt, daß diese nöthig sey, um von unten
auf die Unter-Ordnung und Freiheit der StaatS-Gesell-
schaft solide zu basiren, so wird es sich auch von selbst zei¬
gen, was dicserhalb zu thun. Hier sey nur so viel allge.
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mein vorläufig bemerkt, daß der Familie oder dem Fami-
lien-Narh alle Rechte und Pflichten übertrafen werden
müssen, welche die Mündigkeitü- und LoslassungS-und
Hörigkeits-V-rhältnissezur Familie und zum Ort der Ge¬
burt begründen; daß vor allem jede Familie ein Ehren¬
gericht über die Mitglieder der Familie jnrymäßig zur
Bestätigung der persönlichen Richter zu halten befugt wer¬
de; daß die unehlichcn Kinder zur Familie der Mütter,
wenn auch ohne Aenderung ihrer übrigen Nechts-Verhält-
nisse, angewiesen werden, und daß unglücklichen Waisen
(oder ihren Vormunden) die Wahl gelassen werde, sich zum
Mitglied der Familie eines seiner Taufpathen zu ernen¬
nen, falls nicht die Familie eines derselben mit christlicher
Liebes-Pflichtaus eigenem Antriebe dessen Aufnahme be¬
schließen sollte.

Auf solche Weise wird dann niemand im Staate zu
finden seyn, der nicht z» einer Familie gehöre, und die
heil'ge Schrift wird wieder mit festerem Anhalt den Die¬
nenden sagen können: „Lasset euch dünken, daß ihr Gott
„dem Herren dienet und nicht den Menschen, und wisset,
„was ein jeglicher Gutes thun wird, das wird er vom
„Herrn empfangen, er sey Knecht oder ein Freyer."

*) Die Kamphsche» Annalen weisen z. B. nach,
daß >tO7 an igay gewaltsameEinbrüche, i^i
Straßcnraube und >gy Brandstiftungen y6/,6
Diebstähle, in unserm Staat zur gerichtlichen Cog-
nizion gekommen sind. Ein klarer Beweis von
Mangel an Hörigkeit, nicht gerechnet die Millio¬
nen kleine Diebstählc, welche ohne Uebertreibung
jährlich unerkannt und ungerügt von Dienstboten
». s. w. geschehen. Doch das gelobte England
leider noch mehr durch den Mangel an Hörigkeirs-
Verhaltniß, da es trotz der Armen-Taxe im Zäh¬
re -L>7 »ach jährlich gestiegener Proporzio» 1302
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Nach Steffens Mein»»!; (C. i. 2gc>.) wäre die tiefe
Krankheit des DienstbackeitS-Verhältnisses in allen Staa¬
te», nicht durch äußere Mittel, sondern nur durch Erzie-
hung in so allgemeiner Schule zu beheben (-',47) de¬
ren Richtung dahin gehe, allen Unterschieb der Stände bei
dem ersten Unterricht zu vernichten und eine Gemeinschaft
aller Kinder im höchsten Grade statt finden zu lassen.

Solche Zwangs-Schulen dürften aber eher irre als
recht leiten, eher die jetzigen gebildeteren VolkS-Klassen hin¬
ab als die ungebildeteren hinauf ziehen und zur Unzufrie¬
denheit dieser mit ihrem künftige» Verhältniß noch mehr
beitragen, indem sie das Bestreben noch allgemein reger
machten, sich über den Stand der Eltern zu erheben; den»
Steffens will ausdrücklich dadurch bewirken, daß ein jeder
zu allen Würden des Staates eingeladen werde, und zu
dem Ende, daß jeder Lehrer solcher Gemeinde-Schulen
(wären auch derer im Staate etwa 20,000) das Recht ha¬
ben solle, wo eine bestimmte Neigung, ein ausgezeichnetes
Talent mit Mangel oder Vorurtheilen kämpfe, die Unter¬

stützung des Staates in Anspruch zu nehmen. Z» dar¬
aus folgender corrclaciver Verpflichtung des Staates dürf-

erwachsene Subjekte.hat hängen, und 67zg depor-
tiren lassen, auch schon viel Kinder hängen lassen
mußte, um der Verberbtheit der dienenden Vvlks-
Klasse Einhalt zu thun. Frankreich verurrheilre
18 >7 au Z6z zum Tode, trotz >3982 Gensd'ar-
mes und deren Kosten-Aufwand über 30 Millionen
Frank's. Und im freien Nord-Amerika sind be-
kantlich aus Mangel an Hörigkeit die dienenden
Volks-Klassen empörender Hülfelvsigkeit Preis ge¬
geben.
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te ohnfehlbar jeder Lehrer alljährlich wenigstens einen sol¬
chen Glückssohn präsenriren und so alljährlich eine Eohortk
von Lo,oos in die Gymnasien auf Rechnung des Staa¬
tes befördert werden u. s. w.. Näher mit dem Volk be¬
kannt, darf der Verfasser dieses behaupten, daß die Schu¬
le die Moralität positiv wenig oder nicht beförderte, ob¬
wohl unser Vaterland, besonders in Volks-Elemenrar-Schu-
len sich vor andern auszeichnet, daß nur von dem Fami-
lien-Verhältniß durch Legalität und dadurch in der Ge¬
bräuche tief getretenen Spur ein besseres Heil, besonder«
fsir die unteren und dienenden Volks - Klassen zu
erwarten, und daß Kant Recht hatte, zu sagen: nur
durch Legalität, also auch durch äußere Mittel (§. zz.)
sey Moralität im Volk zu bewirken. — Nicht die Volks-
Schule, die genug thut, wenn sie die Bibel lesen, schrei¬
ben und rechnen lehrt, sondern das praktische Leben im
Sraat, der eine fortgesetzte ErziehungS - Anstalt ist und
seyn muß, entwickele durch lebendige Thatlehre, von der Fa¬
milie und Gemeinde an, dadurch die moralische Bildung,
daß der Staar in aller Richtung nur das Döse und nicht
das Gute, das sich selbst entwickelt, bindert; keineswegs
aber, daß der Sraat nach der Glückseligmachuugslehre alle

Hindernisse zu beheben trachtet, welche die Natur selbst
nicht zu heben trachtete, indem sie sonst beliebt haben wür¬
de, durch jeden Menschen die höchste Eigenthümlichkeit des
ganzen Geschlechtes darzustellen; zumal wir z. B. von der
Musik wissen, daß jeder im Ohr ein Mozart ist, wenn cr¬
emen Mozart hört, aber doch keinen Mozart spielen kann.
Und so werde» auch künftig der Welt Männer, wie z. V.
Luther und Blücher nicht fehlen, wenn sie auch keine
Stesscneschc Schule besuchen und keine Systematiker sind.

>) Die Guthshcrrn in Schlesien ließen sonst auf ih¬
re Kosten viele mehr versprechende Knaben bis zur
Universität und zu Gewerben erziehe», wozu Ta-



Von den Familien zur Gemeinde übergehend finden
wir provinzielle Verschiedenheiten, und hier soll nur
von Schlesien die Rede seyn.

Auf dem platten Lande giebt es von Alters her viele

größtentheilö dienstfreie Bauern - Gemeinden mit Erb-
Scholzen, ohne guthsherrliche Höfe. Diese können einen
freien Bauernstand bilden, so wie dieselben auch schon
in der Vorzeit, namentlich in den Fürstenthümcrn Schweid-
«ih und Jauer, nach den schlesischen Landtags-Akten schon

lenk sich zeigte. Die Aufhebung der Erbunter-
thänigkeit behindert dies jcht. Zu einem fränki¬
schen Kreise von 27000 Bewohnern, dem der
Verfasser als Direktor 10 Jahre vorstand, und
wo nur ein Gutheherr unter freien Dauer-Ge¬
meinden wohnte, fehlten solche Unterstützungen
gänzlich; aber der Bettler und Dagabonde» gab
es aus Mangel an Hörigkeit dort soviel, daß der
Verfasser an einem Kirchweihrage in einem Orc
über 500 consignire» ließ, und auf seinen Kreis-
Vereisungen auch sonst unerhörte Verwahrlosun¬
gen menschlich-geselliger Verhältnisse fand, weil
die bloße amtliche Turel dagegen ganz unzurei¬
chend war, wogegen an die Rochow's, Bcnkenborfs,
Dohna'e, Lestwih und hundert andere Gutsbesitzer
und ihre Wohlthaten für ehemalige Erb-Unterrha-
nen zu erinnern ist. Der Verfasser lernte im
schlesischen Gebirge Gemeinde» kennen, welche oh¬
ne sonderliche Schulbildung bei fleißigem Lesen
der Heilgen Schrift und Uebung der Musik in ei¬
ner vorzüglichen Reinheit und Einfachheit der
Sitten lebten. Aber dorthin drang einst bei Can-
ton-Freiheit kein wüster Soldaten-Geist, kein Ju¬
de »ud nur selten fürstlicher Unter-Deamten-Geist,
dessen verderblichen Einfluß auf Volks-Moralicar
der Verfasser einst in Franken, wie in Schwaben
näher kennen lernte.
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Kriegs-Steuern unter sich geschäht habe», obwohl sie keine
Deputirce zu den Landtage» schicken durften. In diesen
Daucrn-Dörfern unterscheidet man auch sogenannt zwischen
der großen und kleinen Gemeinde mit Groß- und
Klein-Scholzen. Dies Verhältniß wäre um so mehr bei¬
zubehalten, da sich auf dem platten Lande die Zahl derer
immer mehr vermehre» wird, die nicht eigentliche Bauern
sind, damit daö Interesse der sogenannt kleinen Leute oder
Gemeinden nicht durch die Uebermachc der großen Bauer»
beengt werde; und sonder Zweifel werden auü diesen klei¬
nen Gemeinden einst würdige gewählte Vorsteher derselben
zur Standschaft berufen werden können.

Sollen, wie nöthig, die Familien-Räthe in ihren Ge¬
meinden einen Stützpunkt finden, so ist auch die Wieder-
Einführung der alldeutschen bäuerliche» Ruggerichte, die
in Schlesien unter dem gramen der Dreidinge auch noch
jetzt bekannt sind, sehr zu desideriren.

Die kleineren Frevel, welche auch in Frankreich nicht
vor die eigentlichen Justiz-Behörden, sondern vor soge¬
nannte känrcrniL clö corrcmlioir gezogen werden, würde»
vor diese Dreidinge gehören.

*) Die preußische Kriminal-Zusiiz wirkte durch Ab¬
schaffung jener Ruggerichte i» Franken so uachrdei-
lig, daß die kleineren Frevel, insbesondre die Forst-
Hurh- und Feld-Frevel, deren sonst wenig mehr zu
rügen waren, äußerst sich vermehrten. Der Ver¬
fasser extrahiere als Kreis - Direecvr die Autorisa-
tion, eine sehr große Zahl derselben in alter Ma¬
nier abrügen lassen zu dürfen, weil die Justiz-
Aemter nicht vermochten, dieselben in Genchlv-Zorm
abzuurreln; und die Wälder ruhten wieder.

73 -
Die Besitzer der ehemaligen Allodial-Rittergüter wür¬

den, wie schon bei den alten schlesischen Landtagen, den
freien Gurhö-Herren- Stand bilden, und können mchc
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zu den Land-Gemeinde» (§. 72.) gezogen werden, ohne olle
noch bestehende Verhältnisse auf das unnatürlichste zu alte,
rireu. Es giebt in Schlesien sehr viele Guthsherrliche
Dörfer und Höfe ohne eigentliche Bauerhöfe mit Acker, und
Haus-säßigen kleinen Dienstleuten. Diese wie das eigent,
liehe oft sehr zahlreiche Gesinde der Gutheherren, würden
nur zu den kleinen Gemeinden zu zahle» seyn, und die
Gutheherren oder ihre Stellvertreter ohne Wahl als ihre
Gemeinde-Vorsteher anzusehen haben. Selbst in der Syn,
odal-Ordnung würde der Guthsherr und Kirchen - Patron
nicht Mitglied der Gemeinde zu nennen seyn, damit sein
ständisches Verhältniß nicht mit dem kirchlichen verwechselt
werde.

Es ist hierbei nicht zu entrichten, daß die meisten
Kirchen in Schlesien größrentheils auf Kosten von Guths,
beschern erbaut wurden, und auch noch erhalten werden.
Daß die Wahl der Schulzen als Stell - Vertreter des
Guthsherr» in diesen ihnen dienstpflichtige» Gemeinden
den Guthsherren verbliebe, folgt von selbst.

*) Auch Steffens sagt: „daß aus der Natur des
Dienstgeschäftes selbst ein kleinerer, untergeordneter
mit Dienstbarkeit behafteter Besitz entstehen, oder,
wo er »och ist, erhalten werden müsse." Aber ohne
Verträge kann dies nicht geschehen, und ohne Siehe,
rung dieser Verträge, die wenigstens nicht im Geist
Weimarischer Journalisten liegt, welche sogar die
Guthsherren zwingen möchten, ihre auf Zeit ver,
pachtete Grundstücke in Erbpacht zu überlassen.

74 -

Schlesien besitzt bereits eine geordnete Corporazion des
freien Guthsherren-Standes in der ursprünglich schlesischen
landschaftlichen Credit, Assoziativ», deren Vorsteher unter

4
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dem Vorsitz eines Directors sogar schon den Titel: Nepra-
sentanren führen, und die auch aus dem alte» Landtags-
System den Titel : der Landes - Aeltesten für die Vorsteher
der Corporazion in den Kreisen adoptirec hat. Diese
landschaftliche Corporazion besorgt bereits über 50 Jahre
auf das rühmlichste im doppelten Sinne des Worts nicht
nur die Interessen ihrer Mitglieder, sonder» auch des größ¬
te» Theils aller Capitalisten der Provinz, als Haupt-Trieb¬
feder geordneter und fleißiger Dewirchschaftung der größe¬
ren Landgüter. Sie würde unstreitig noch mehr für das
Wohl der Provinz durch initiative Berathung einschlagen¬
der Angelegenheiten haben wirke» können, wenn ihr dies
nicht ausdrücklich von Friedrich dem Großen wäre unter¬
sagt worden, weil derselbe die durch ihn als Eroberer auf-
gelößte ältere schlesische Landstände nicht revivisziren wollte.

Wenig Veränderung ist jetzt nöthig, um die Landschaft
zur bestmöglichsten Landstandschaft der freien Euths-Herren
zu organisiren, und zwar ohne besonderen Kosten-Aufwand.

Schlesien besitzt auch seit >607 ein Institut landstän-
bischer Polizei-Verwaltung, das sich dem der englischen
Friedensrichter annähert, in seinen Kreis - P ol izei - D i-
sirictS-Commissarien, welche größrenrheils aus der
Klasse der Gulhsherren und ihrer Stellvertreter gewählt
sind, und unter Direecion der Landräthe, welche den eng¬
lischen ScherifS auch nicht unähnlich, viel Gutes umsonst
schon bewirkt haben und noch ferner bewirken werden.
Rühmlichst haben mehrere der angesehensten Guchshercen
diese Verwaltung übernommen, so wie auch Schlesien das
in der Geschichte einzig dastehende Beispiel auszuweisen
hat, daß einer seiner selbst gewählten Landräthe den Thron
als souveräner Landesherr in der Person des jetzigen Her¬
zogs von Anhalt,Köchen bestieg.

*) Man vergleiche hiermit Steffens (C. 1. 262.)
wo er schmähend sagt: „Die Gurhsbesitzer gehö-



Erbstände oder den Adelstand würde Schlesien in
s Klassen nach alter Landtags - Ordnung aufstellen können,
die eine in den Besitzern der sogenannten niederen Stank
desherrschasten und adelichen Majorate und Fideieommisse,
die andre und höchste aus den Herzoglichen und Fürstliche«
Häusern in Schlesien.

*) Es ist historisch bemerkenswerth, dass die Allodiak,
Ritter - Güther in Schlesien vor Aufhebung des
ZncolatS, gleichsam ein Gesammt-Fideicommiß des
alten schlesischen Adels waren, und daß die ständi¬
schen Verhältnisse der ehemaligen souverainen und
unter Ocstcrreichischer Hoheit mediatisirtcn schlesischen
Standeeherren zunächst auf die in den ehemaligen
preußisch-fränkische» Provinzen mediatisirten Reichs-
Herrschaften, von diesen in der Bairischen Gesetz¬
gebung auf die in Baiern mediatisirten Reichefür-
ften und erklärtermaßen au« der Dairischen Urkunde
wieder in die deutsche Bundes-Akte zur Verhältniß-
Festsetzung sämmtlicher mediatisirten Reichs-Landes,
Herren als Normen übergingen. — Die schlesischen
freienAandes-Herren sollen diesen Titel erhal¬
ten haben, weil sie stehend dem König huldigten,
dagegen die Herzoge kniend.

„ren selbst zur Masse, jetzt zum großen Theil E«
„delleute, die zu einfältig oder träge sind, um dem
„Staate zu dienen" und zähle die wenigen lebenden
Gurhsbesitzer von Adel in Schlesien, welche außer
Vorstehendem nicht dem Staate gedient habe», es
sey im Militair oder Civil."
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7 ^.

Die Städte in Schlesien beschickten auch schon in
bet Vorzeit den Landtag und Breslau insbesondere mit
großem Gewicht. //Die Städte-Ordnung, — sagt Bcn-
zenberg in seinem Mancherlei über Verfassung — muß
sich aus der Verfassung entwickeln, und wen» eine Städ-
te-Ordnung dem inneren Leben der Städte entsprechen soll,
so muß jede Stadt ihre Stadt-Ordnung selbst machen."
Dieser Meinung dürfte in so fern beizustimmen seyn, als
mit Rücksicht auf §. 49. städtische oder stadtbürgerliche
Stände sich füglich nicht durch Stadt-Gemeinden, sondern
nur durch GcwcrbS - Corporazioucu bilden und darstellen
lassen, indem jene nur Köpfe aggregiren, aber nicht Bür¬
ger durch ihre wahlvcrwandte Interessen assimiliren. Auch
scheint, daß die Gesetzgebung neuerdings die ohnehin bei
Frcigebung der Gewerbe nicht unbedingt für auflösbar er¬
klärten Zünfte und Innungen durch Bildung von Seiner-
be-Tteucr-Corporazionen in erneuerter aber verbesserter Ge¬
stalt wieder aufleben lassen wolle; und dann wird cö sich
auch von selbst zeigen, wie die wahlvcrwandcen Gcwerbs-
Corporazionen der Städte zur repräsentativnsfähigen Ein¬
heit in Ständen sich zu verbinden vermögen.

So könnte sich ein stadtbürgerlicher Stand aus den
Corporazionen der Kaufmaiius-Innungen, ein zweiter aus
den Corporazionen der gcsammtcn Gewcrks-Zünfte, und
ein dritter aüs allen übrigen städtischen Bürgern bilden,
so wie auch ein städtischer Erb-Stand zuläßig wäre aus
Patrizier.Familie» der großen Städte, besonders wenn auch
ihnen wie in England Stiftungen von Majoraten ohne
Landgrund-Desitz erlaubt würden.

77 -

Auf solche Weise würden sich zu einer Provinzial-
Stände Versammlung in Schlesien formircn lassen:



itens der Stand der kleinen Land-Gemeinden,

gegenüber 2tenö dem Zten Dürgerstande.
A.) — Baucrngemeinden 4tens sten — —
Z.) — freien Gnthsherren 6cens »ten —
7.) Erbstand des Adels Ltcns einstigen Pacrizier-

Skande.

und 9.) —' der Herzoge und Fürsten.

73 -

Der jetzige Wehrstand bedarf (mit Rücksicht auf §.
42.) da jetzt alle Staatsbürger lilii conscri^ri sind, keine
s>ar>-oz conscri^ri oder Repräsentanten, weder in den Pro¬
vinziell- noch Reichsständen, eben so wenig der Staats-
Beamten-Stan d, da dessen Interessen so zahlreich auch
derselbe ist, im Staatsrath und Ministerin besorgt werden.
Der Lehrstand hingegen — nicht der Gelehrten - Stand,
denn Gelehrte giebt es jetzt in'alien Ständen — würde in
der Provinzial - Versammlung durch ein Mitglied der
Brcslauer-Univcrsität, zumal diese auf Grundbesitz radizie¬
re Renten bezicht, auch schicklich zu repräsentiern seyn, so
wie die Geistlichkeit, welche in der Vorzeit ein Hauptglied
der schlesischen Land-Stände war, durch ein Mitglied des
DohnuCapitels zu Breslan und durch ei» Mitglied der
künftigen Provinzial,Synode.

79 -

Die Bestimmung der Zahl der zu den Provinzial-
Versammmlungen einzuberufenden Depnrirten der genann,
lcn Stände, ist lediglich Sache der Staatö-Curatel, wenn
nur kein Stand Übergängen wird. Die Wahl jener Zahl
ist schon geschehen, wenn nur gewählte Vorsteher der



Stände berufen werden. Die z nicht erblichen Stände
des platten Landes würden etwa nach Kreisen sich zn cor-
psrircn haben, und die Vorsteher der Kreis-Corporazio-
nen die Vorsteher jedes Provinzial-StandcS zu wählen ha?
ben; die z nicht erblichen stadtbürgerlichen Stände in glei¬
cher ?lrt nach Städte-Deparrement«; die Guths-Herrn
jedes Kreises wie bisher virltini ihre Kreis-Corporazions-
Vorsteher, die großen und kleinen Bauerngemeinden durch
ihre Scholzcn oder Vorsteher; eben so die großen Kauf¬
leute und Fabrikanten viiirim; die Zünfte, durch ihre er¬
sten Vorsteher und die übrigen Bürger durch die Vorste¬
her ihrer zu schließenden Steuer-Vereine oder aber, was
noch besser seyn dürfte, durch die Bürgermeister oder Vor¬
steher der Scadt-Verordneten.

60.

Die Provinzial-Versammlungen hatten am Schluß
ihrer Verhandlungen für jeden nicht erblichen Stand die

verhältnißmäßige Zahl Deputirrer zur Reichsstandschaft
zu wählen, die sodann aus so viel Deputieren jedes Stan¬
des bestände, als die Monarchie Provinzen zählt; und
zwar zur Lten Kammer, wenn die Erbstände besonders z»
einer ersten Kammer berufen werden sollten; wie aus dem

Edikt wegen der Standes-Herren vom Zaren May igao
eher als nicht zu schließen, so wie überhaupt diese Ansich¬
ten dem Edikt vom ssten May rgi/z wegen der zu bil¬
denden Repräscntazion entsprechen dürfte». Sonder Zwei¬
fel dürfte auf solche vor andern reicheständifchen Verhält¬
nissen sich individualisirende Weise einfach ohne Wahl-
Faktion, und ohne daß der Partheigeist in der Neichs-
Vcrsammlung sich links, rechts und an centro oder excen¬

trisch stellen könnte, die Einsicht und Willens - Meinung
der Nazion über ihre Znteressen genügend zum Zweck dem



Thron vergegenwärtigte werden und so der König als
Oberhaupt der Reichsstaiidschaft der wahre und einzige
General-'Repräsentant seines getreuen Volkes seyn.

8 -.

Mit Rückblick auf §. 59. ist nun noch über dieCom-
petenz der Provinzial- und Reiche stände einiges
nachzuholen. Ein nahes preußisch-historisches Beispiel
giebt hierüber genügende Erklärung. Die Gesetze wegen
Rcgulirung der guthsherrlichen nnd bäuerlichen Verhält¬
nisse, sonder Gleichen in der Geschichte der Gesetzgebung,
in theoretisch praktischer Vermittelung der collidirenden In¬
teressen mit den Ansprüchen des Zeitgeistes, hätten nur res
voluzionair erscheinen können, wären die Willens-Meinun-
gcn der Interessenten nach Stimmen nur gezählt, nicht
gewogen, die Interessenten nicht blos znr Berathung,
sondern zur Entscheidung berufen worden. Die Einsicht
der Gesetz-Berathung schöpfte hier ruhig aus der Natur
der Verhältnisse die Vermittelung mir Zuversicht durch
neue ohnanebleiblich sich gestaltende Interessen beiderseiti¬
ger Interessenten. Was aber einmal für einen so höchst
wichtigen Fall organischer Gesetzgebung für gut nnd wahr
anerkannt werden muß, gilt auch für alle Fälle gleicher
oder ähnlicher Art. Hier trat nun aber auch auffallend
der Fall ei», wo Scheidung des Provinzial- vorn gesumm¬
ten Staats-Interesse in der Berathung statt finden muß¬
te. Schlesien ohne Laßbauern erwartet noch das Gesetz
über die Negnljrung seiner erb - eigenthümlichen Bauern,
Ueber sein eigenthümliches Gärtner-Verhältniß mußte beson,
derö entschieden werde». Die Rhein- nnd westphälischcn
Provinzen erhielten erst vor kurzem ihr besonderes dies-
sälliges wohlberachenes Gesetz. So scheiden sich mannig¬
faltig die Provinzial-Interessen z. V. Rhein- oder Oder-
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Cchiffarth, landschaftliche Prsvinzial-Credit-Systeme u. s.
w., wenn auch wegen entfernterer Interessen eine Schluß-
Berathung in der Neichestandschaft nicht zweckwidrig ge¬
nannt werden kann.

*) Jrrlands Beispiel beweiset vor allen, was Provin-
zial-Znrercsse heißt. An Preußen hatte auch jene
großbrittannische Mylady nicht ihre Hintersassen so
barbarisch, vom Buchstaben des Gesetzes geschützt,
ins Elend treiben können. Englands Verfassung
nach Preußen versetzt, oder an das feste Land ge¬
rückt, könnte nicht bestehen. Aber Preußens Ver¬
fassung ließe sich mit Haltung auf England wohl
übertragen»

S ch l u ß.

Auf den festen Grund dieser Ansichten durfte der Un¬
terzeichnete, wie geschehen, über Blüchers Grab dem Hel¬
den zur Ehre: Worte für den Frieden des Vaterlandes
sprechen. Bedarf Einsicht und Willens- Meinung 'morali,
scher Beglaubigung, so mögen seine "gjährigen amtlichen
Berichte und seine Druckschriften bezeugen, ob er nicht
stets freimüthig der Wahrheit huldigte, zwar nicht rücksicht-
los, aber ohne Furcht und ohne Selbstsucht, mit heisser
Liebe für jede wahrhaft gute Sache. Und so mochte auch
dies Flamchen an das Licht der Welt treten und weisen,
ob es die wichtigste Controverse des Tages Heller beleuchte¬
te, und so einer allgemeinen großen Erwartung entgegen
blicken durfte? —> ,

L ü t t rv i ß.
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